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Deutſchland.
Halle, d. 14. Marz. Von der deutſchen Reichsverſamm-

lung und der deutſchen Centralgewalt erwarten wir die politi-
ſche Reorganiſation Deutſchlands. Das iſt ihr erſtes und Fun-
damentalmandat, mit dem wir unſere Abgeordneten nach Frank-
furt geſandt haben. Damit aber haben ſie, wenn das Verfaſ-
ſungswerk zu Stande gekommen iſt, doch noch nicht alles er
fullt, was die Noth Deutſchlands von dem oberſten Tribunale
des Volkes mit vollem Recht erwartet. Deutſchland will mehr
als eine papierne Verfaſſung und einen an allen Gliedern ge-
lähmten Bundesſtaat, es will beides, den Bundesſtaat und die
Verbriefung daruüber, in lebensvoller Wirkſamkeit und Wirklich-
keit, damit es alle ſeine Krafte, den Reichthum und Glanz ſei-
ner nationalen Macht und Große nach allen Seiten hin entfal-
ten könne. Die Verfaſſung allein thuts nicht, wenn nicht or-
ganiſirende Specialgeſetze hinzutreten und die Maſſen Schutt,
der von dem Einſturz feudaler und dynaſtiſcher Ruinen den
Boden bedeckt, wegraäumen. Jn dieſer Hinſicht ſteht vor Allem
die Reorganiſation des geſammten nationalökonomiſchen Gebiets
voran. Das Reichsminiſterium des Handels, wie es ſchien,
bisher in ſtille Thätigkeit verſunken, hat ohne Zweifel dieſem
Theile der deutſchen Wiedergeburt ſeine ganze Kraft gewidmet.
Kürzlich hat es als Ergebniſſe ſeiner gerauſchloſen Wirkſamkeit
wei Geſetzentwürfe, den einen zu einem deutſchen Flußſchiff-Pahitsgeſche, den andern zu einem Reichsgeſetze über die Auf-

hebung der Flußzoolle unter die Mitglieder des Verfaſſungs und
des volks wirthſchaftlichen Ausſchuſſes vertheilen laſſen. Die
Entwürfe ſind noch nicht zur öffentlichen Kunde gelangt. Wie
ſie aber auch ausgefallen ſein mögen, jedenfalls ſind ſie ein
ernſtlicher Anfang, mit der politiſchen Einheit auch die natio-
nalökonomiſche zu verbinden, und gleichzeitig mit der politiſchen
Kraftloſigkeit auch der nationalökonomiſchen Ohnmacht ein Ende
zu machen. Huülfe thut hier vor Allem Noth. Denn während
andere große Völker den Werth der Nationaleinheit nach den
Reichthümern ſchatzen konnen, die ſie ihnen gebracht, müſſen
wir Deutſche ihn nach den Verluſten bemeſſen, die uns durch
die Nationalzerſplitterung verurſacht worden ſind. Welches an
dere europäiſche Reich durfte ſich in der erſten Hälfte unſeres
Jahrtauſends mit Deutſchland an Macht und Reichthum ver-

Halle, Mittwoch den 14. März
Hierzu eine Beilage.

gleichen? Was war England, was war Frankreich damals
Deutſchland gegenüber? Was aber haben ſie aus ſich gemacht
und was iſt aus uns geworden Von Geſchlecht zu Geſchlecht,
von Jahrhundert zu Jahrhundert haben ſie nach dem Einen
geſtrebt, was einer großen Nation vor Allem noth thut, nach
Einheit. Jhr verdanken ſie die Arrondirung ihrer großen Na
tionalgebiete, die reichen Kolonien, die ſie in allen Welttheilen
erworben, ihre Macht zur See, ihre reichen Gewerbe und ihren
großen Handel. Wir dagegen ſind von Jahrhundert zu Jahr-
hundert in immer größere Zerſplitterung verfallen unſere Städte
kannten Jahrhunderte lang kein hoööheres Jntereſſe als die Be
hauptung ihrer Privilegien, unſere Länder keine höhere Politik,
als Befreiung von der kaiſerlichen Gewalt, der Vertreterin der
deutſchen Nationalitaät, und der Kaiſer, der Träger des deut-
ſchen Purpurs, keine ſchlauere Kunſt, als Ausbeutung Deutſch
lands zum Vortheil Habsburgiſcher Hausintereſſen. Und als
die einzelnen Provinzen ſo ſelbſtſtäändig geworden waren, daß
das deutſche Reich nur noch dem Namen nach beſtand trennte
ſich auch das Seegebiet vom Binnenland. Eine deutſche See-
provinz ſtiftete ein unabhängiges Handelsreich mit eigener See-
macht, monopoliſirte den größten Theil unſeres auswärtigen
Handels, gründete fur ſich allein reiche überſeeiſche Kolonien und
gebot faſt nach Willkür über unſern beſten deutſchen Strom.
Während ſo an unſerm weſtlichen Seegebiet ein eigenes Han
delsreich erſtand, das die größere Hälfte des deutſchen National-
körpers ſeinen beſondern Jntereſſen dienſtbar machte, blieben un-
ſere öſtlichen Seeſtadte Jahrhunderte lang ihrem Schickſal über
laſſen und ſogar den nordafrikaniſchen Seeräubern preisgegeben.
Und als ob das nicht zugereicht hatte, Handel und Gewerbe
Deutſchlands zu Grunde zu richten und alles Nationalgefühl
zu tödten, errichtete auch noch jeder deutſche Binnenſtaat Zoll
linien gegen ſeine Bruderſtaaten und der Haß der deutſchen
Stamme gegen die Bruderſtamme wurde in die Herzen der
Söhne Eines Vaterlandes gepflanzt, damit ſie zu gegenſeitiger
Verwüſtung und zu gegenſeitigem Mord auszögen. Mit einem
Worte, Deutſchland arbeitete von Geſchlecht zu Geſchlecht, von
Jahrhundert zu Jahrhundert eifrig und unablaſſig an ſeinem
Untergange, wie die anderen Reiche an ihrer Groöße, bis es end
lich das Ziel erreichte, auf das ſein emſiges Streben gerichtet
war die Auflöſung ſeiner Nationalkörperſchaft. Man nannte



ſie nachher die Zeit der Schmach und der tiefſten i guns
Deutſchlands, jene traurige Zeit, da deutſche Feſtungskomman-
danten den herannahenden Generalen der großen Nation die
Schlüſſel ihrer feſten Plätze Meilenweit entgegentrugen, da die
Fürſten Deutſchlands, Baiern voran und Würtemberg und
Sachſen, bei dem kriegsgewaltigen Jmperator Frankreichs und
Jtaliens wie Vaſallen um eine Koönigskrone bettelnd anticham-
brirten, da den deutſchen Hanſeſtadten die Ehre zu Theil ward,
in Sitze der Departemente der Elbe- und Weſermündungen
verwandelt zu werden. Und nicht bloß die Auflöſung des deut-
ſchen Reichskörpers ward ausgeſprochen, noch weit Schlimmeres
ſtand zu furchten die Auflöſung der ganzen deutſchen Nationa-
lität. Das Schickſal der Mundungen unſerer Ströme bewies
nur zu klar, weſſen ſich ihre Quellen ſpäter zu gewaärtigen hät-
ten. Nur einiger Maßigung von Seiten des großen Jmpera-
tors hätte es bedurft, und nach Verlauf weniger Jahrzehnde
hatte man von der Weichſel bis zum Rhein in franzoſiſcher
Sprache Gebete fur ihn zum Himmel geſchickt. Nationen, die
ſich ſelbſt vergeſſen und ſich ſelbſt verlieren, ſtreicht die Geſchichte
aus ihren Jahrbuchern und das Leben verweiſt ſie von der
Buhne der Welt. Nationen müſſen ſich ſelbſt helfen, wenn ſie
lebenskräftig bleiben, wenn ſie nicht untergehen wollen. Sie
müſſen die Macht beſitzen, wenn ſie ihre Nationalität und den
ganzen Umfang ihrer Selbſtſtändigkeit wahren wollen. Worauf
aber beruht denn die künftige Macht und Sicherheit Deutſch
lands? Auf der Stärke der Einheit, auf der Stärke des Na-
tionalgefuhls ſeiner Völker. Aber dies allein reicht nicht aus
zur Gründung der nationalen Große Deutſchlands. Mit der
Nationaleinheit verbinde ſich die politiſch-ökonomiſche
Einheit eine kräftige nationale Gewerbs- und
Handelspolitik. Die künftige Sicherheit und Macht Deutſch
lands iſt ohne das Zuſammenfaſſen, ohne die Starkung der ma-
teriellen Krafte gar nicht denkbar. „Denn ſoll der Menſch im
Leibe leben, ſo fordert er ſein täglich Brod“ ſagt der Dichter,
und es iſt eitel Thorheit, von einem Volke, das nicht einmal
der materiellen Wohlthaten einer großen Nationalität theilhaftig
iſt, die geringſte Aufopferung und Begeiſterung für die Verthei-
digung derſelben zu erwarten. Was war es denn, was den
deutſchen Zollverein ins Leben rief? Wollte man etwa ein Fi-
nanzkunſtſtuck verſuchen? Hatten die Regierungen im Sinne,
eine neue Theorie praktiſch zu probiren? Der Zollverein war
die Frucht des inſtinktartigen Gefuhls, daß einer Nation die po
litiſch-ökonomiſche Einheit ſo nothwendig ſei wie das liebe Brod.
Und darum fand die Jdee des Zollvereins ſo begeiſterte Auf
nahme bei dem großen deutſchen Publikum. Bei Männer von
höherer Bildung kam dazu noch die Ueberzeugung, daß die Ei-
nigüng der materiellen Nationalintereſſen das Fundament ſei,
aus dem nothwendigerweiſe und naturgemäß im Laufe der Zeit
das Gebäude einer engern politiſchen Einigung der deutſchen
Volksſtaämme ſich erheben müſſe. Der Umſtand, daß erſt in
Folge der Julirevolution die Hauptzollſchranken fielen, beweiſt
klar genug, daß der Zollverein nicht daraus entſtanden
iſt, daß ſich die deutſchen Völker für den erhöhten Konſum-
tionszoll auf Zucker und Kaffee begeiſtert hätten, ſondern daß
es mit dem Zollverein auf Erhebung des Nationalgefühls und
der Nationalkraft abgeſehen war. Selbſt das Ausland, ſelbſt
unſre handelspolitiſchen Erbfeinde haben dies anerkannt. Horen
wir, wie die Engländer urtheilen. Das Weſtminſter Review
ſpricht ſich wie folgt aus: „Geprieſen ward dieſe Zolleinigung
von den deutſchen Financiers als eine Vereinfachung der frü-
hern Finanzanſtalten von den deutſchen Agrikulturiſten und
Kaufleuten, weil ihrem Verkehre ein großer unbeſchrankter in
nerer Markt verſchafft wurde von deutſchen Gewerbsleuten,
weil fie ſich davon Schutz gegen die auslandiſche Konkurrenz
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verſprochen von dem denkenden Politiker als eine Quelle der
Nationalwohlfahrt. Wie machtig aber alle dieſe Motive an
und für ſich ſein mochten, ſchwerlich wurden ſie zugereicht ha-
ben, den Zollverein ins Leben zu rufen, ohne den gewalti-
gen Drang des in der ganzen Maſſe des deutſchen
Volks lebendig gewordenen enthuſiaſtiſchen Wun-
ſches nach einer handgreiflichen (tangible) deut-
ſchen Nationalität. Daß der Zollverein hauptſachlich die
ſem Gefühle, welches Preußen auf geſchickte Weiſe zu ſeinen
politiſchen Zwecken zu benutzen verſtand, mehr als irgend eine
andere beſondere Urſache, wie ſehr auch ſich ſolche in den Vor
dergrund drangen mochte, ſeine Exiſtenz verdankt, iſt eine That
ſache, die alle anerkennen, welche die Völker der verſchiedenen
Zollvereinsſtaaten mit eignen Augen geſehen haben auch wird
uns keiner von ihnen widerſprechen konnen, wenn wir behaup
ten, daß in moraliſcher und ſocialer wie in politiſcher Bezie
hung dieſe Einigung Gutes gewirkt, daß ſie mit Einem Worte
das Mittel einer moraliſchen Wiedergeburt des
ganzen Landes geweſen iſt. Unter oſtenſibel kommerziel
len Zwecken verdeckt der große Lenker des Ganzen Preußen,
einen großen politiſchen die Regeneration des Vater-
landes. Bekannt iſt, daß dieſe Macht dadurch pekuniär kei-
neswegs gewonnen hat aber der von ihr realiſirte Gewinn iſt
unermeßlich überſteigt vielleicht ihre kühnſten Hoffnungen.“
So urtheilten einſichtige Engländer bereits 1845. Nicht anders
die Franzoſen. Wir führen nur ein Urtheil an. Henri Riche
lot (L'association douanière allemande) ſagt: „Jnmitten der
geiſtigen Aufregung, die mit und aus der Julirevolution ent
ſprang, begriffen die deutſchen Regierungen mehr als jemals die
Nothwendigkeit, ſich der Zuneigung ihrer Unterthanen zu ver
ſichern und ihrer Thatkraft eine dem allgemeinen Wohl entſpre-
chende Richtung zu geben. Die Jdee eines allgemeinen deut
ſchen Vaterlandes hat mächtig zur Bildung des Zollvereins bei-
getragen. Wenn die öffentliche Meinung der Nation in dieſer
Angelegenheit den preußiſchen Diplomaten den Weg gebahnt
hat, ſo geſchah es nur, weil die preußiſche Regierung hinter
den finanziellen und kommerziellen Zwecken dem deutſchen Volke
auch die Erfüllung ihrer ſchönſten Träume von Unabhangigkeit
und Größe, und jener dringenden Wünſche, die bis dahin ſo
bitter getäuſcht worden waren, hatte hervorblicken laſſen. Und
ſollte ein ſo ausgedehntes, ein ſo volkreiches und von einer ho
mogenen Volksmaſſe bewohntes, ein ſo aufgeklartes Land nicht
von Rechtswegen auf Nationalität und zwar auf eine große
und ſtarke Nationalität, auf eine Nationalitat, die ſich den
größten Nationalitaäten unſrer Zeit zur Seite ſtellen kann, An
ſpruch machen dürfen

Es iſt gut, die von aller Welt, ſogar von den Erbfeinden
Deutſchlands anerkannten Thatſachen wieder ins Gedächtniß
zurückzurufen. Wir erkennen, welche Regierung in den Tagen
der Noth und der Schmach für Deutſchland wachte, die deut-
ſche Nationaleinheit vorbereitete. Preußen war es, das den
Gedanken, den in Millionen bewußt und unbewußt ſchlum-
mernden Gedanken der deutſchen Einheit zu verwirklichen ſuchte.
Preußen wollte die deutſche Einheit, Preußen ſtützte ſich auf
das deutſche Nationalgefühl, es führte ihm neue Krafte zu,
Preußen weckte und verbreitete es. Preußen hatte kein andres
rechtliches und bundesgeſetzliches Mittel, wenn es nicht zur Ge-
walt greifen wollte, als auf dem Wege vorzugehen, um zu
einer „handgreiflichen“ deutſchen Nationalitaät zu gelangen, den
ihm das Bundesrecht erlaubte, und dies war das, woraus der
Zollverein zum Schrecken für Habsburg erwachſen iſt. Dieſe
eine Thatſache oöffnet den Blick in eine Reihe von folgenreichen
Gedanken in den Gang der preußiſchen Politik und in das,
was wir zu erwarten haben. Wir verzichten fur jetzt darauf,
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teriellen Gebiete iſt fur die Maſſe tangibler,

die Folgerungen auszuſprechen. Nur das wollen wir erwähnen,
daß Preußen als Schoöpfer des Zollvereins zugleich der Pfleger
des deutſchen Einheitsbewußtſeins iſt, und daß Preußen eben
aus dieſem Grunde gezwungen iſt, treu ſeiner eignen Vergan-
genheit und ohne Rückſicht auf eigne Opfer der Vorkämpfer,
der Schirmherr, der Schutz und Heerſchild der deutſchen Ein
heit, die Grundfeſte des deutſchen Bundesſtaates zu ſein. Und
Preußen wird nicht zurückſtehen, wenn die andre deutſche Groß
macht, welche die durch die Julirevolution gebotene deutſche
Einheit offen und geheim bekämpfte, daſſelbe Einheitsſtreben,
dem die Februarrevolution unwiderſtehliche Kräfte verliehen hat,
wieder feindſelig bekampfen wollte. Die mahriſche Diplomatie
wird erliegen, wenn Frankfurt dem deutſchen Volke nicht bloß
die politiſche Einheit, ſondern auch die nationalökonomiſche Ein
heit wieder giebt, wenn der Zollverein, wie ihn Preußen im
Sinne des deutſchen Nationalgefuhls geſchaffen hat, den ganzen
deutſchen Bundesſtaat umſchließt. Die Einheit auf dem ma-

handgreiflicher.
Dieſe Einheit wird aber nur moöglich, wenn Frankfurt nicht
bloß die Grundriſſe vorzeichnet, nach denen die nationaloökono-
miſche Einheit hergeſtellt werden ſoll, ſondern wenn der Urhe-
ber der Grundriſſe die ſchwerſten Partieen derſelben ſelbſt aus-
führt, wenn Frankfurt in den Fundamentalfragen die bishe-
rige ökonomiſche Anarchie ausrottet. Zeuge deſſen iſt z. B. die
Partikulargeſetzgebung über unſre Fluſſe und Schifffahrt auf den-
ſelben. Deutſchland ſehnt ſich nach der Befreiung aus dieſer
alle nationalen Produktivkrafte laähmenden und zerſtorenden Anar-
chie. Die deutſchen Völker haben die Schmach und die Verluſte
der Vergangenheit nicht vergeſſen ſie fühlen, daß Staärkung der na
tionalen Bande vor Allem noth thut, ſoll die Zeit „der Schmach und
der tiefſten Erniedrigung“ nicht wiederkehren ſie fuühlen daß bisher
Deutſchland von andern längſt vereinigten Nationen zur Ungebühr
ausgebeutet worden und daß es ſelbſt aus Mangel oökonomiſcher
Einheit in ſeiner Oekonomie weit hinter ihnen zurück geblieben
iſt; ſie ſchämen ſich ihres Zurückbleibens und des Hochmuths,
womit andere reichere und machtigere Völker auf ſie herabſehen;
ſie ſehen ein, daß die Ausfuhr von Rohprodukten wohl einem
einzelnen Revier, einer einzelnen Provinz zuſagen mag, aber
keiner ganzen Nation zu Reichthum und Macht, zu Kapital
und Handel verhelfen kann; ſie begreifen, daß nur die Ent-
wickelung ihrer Jnduſtrie ſie mit andern großen und gebildeten
Nationen in dieſen Beziehungen auf gleiche Höhe zu erheben
vermag nicht bloß die Entwickelung einzelner ihrer Zweige,
ſondern aller, deren Betrieb ihnen nicht durch die Natur ver-
ſagt iſt, weil ſie alle im innigſten Zuſammenhange ſtehen
ſie können nicht begreifen, wie ſie bei ihrem Fleiß, bei ihrer
Spaxſamkeit, bei ihrem Geſchick und ihrer Bildung, worin ſie
ſich von keiner andern Nation uübertroffen ſehen, nicht in kur-
zer Zeit das Verſaumte ſollten nachholen konnen, vorausgeſetzt,
Daß man ihrem Kapital, ihrer Geſchicklichkeit und ihrem Unter-
nehmungsgeiſte denjenigen geſetzlichen Schutz gewahre, den alle
anderen Nationen gewahrt haben und noch gewähren, ſie können
nicht begreifen, warum man ihnen die ökonomiſche Reorganiſa-
tion des ganzen deutſchen Vaterlands vorenthält, die alle an
deren großen Völker beſitzen und der Gedanke ſchlummert in
ihrer Seele, daß ſie, zur nationalen Große geboren, ſich dieſe
erobern werden wenn ſie ihnen nicht freiwillig gegeben wird,
weil ſie fuühlen, daß heut zu Tage nur große Völker leben
können, ſchwache in Unſelbſtſtaändigkeit verſinken und ihrem
ſichern Untergange entgegencilen. Das deutſche Volk iſt ein gro-
ßes Volk, es trete zu einer feſtgeſchloſſenen politi-
ſchen und nationaloökonomiſchen Einheit, und es iſt ſich ſelbſt

es gebietet über das Geſchick Europa's, es iſt unüber-
Jhr deutſchen Männer in Frankfurt, Jhr wißt, was

genuſind.
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Deutſchland von Euch erwartet, fordert Konſtituirung der
deutſchen Einheit Das Vaterland hat Euch als die beſten
ſeiner Söhne ausgezeichnet. Als es ſturmte und brauſete rundum,
hat Euch das Vaterland, Eure und unſre Mutter, das theuerſte
Kleinod, das ein Vaterland ſchenken kann, geſchenkt Ver
trauen Germanig's Geiſt legte die gluhenden Früchte der Re
volution in Eure Hand, damit Jhr den herrlichen Juwel der
politiſchen und ökonomiſchen Einheit, hervorgegangen aus den
Gluthen, die einen Welttheil in Flammen ſetzten, faſſen ſolltet.
Werdet Jhr? Deutſche Männer in Frankfurt, werdet Jhr?

Verlin, d. 11. März. Die Adreßkommiſſion verſam-
melte ſich geſtern Abend zu einer erſten Sitzung unter dem
Vorſitz des Praſidenten Grabow. Zum Stellvertreter des Vor
ſitzenden wurde der Abgeordnete v. Bodelſchwingh, zum Se-
kretair Müller Siegen und zu deſſen Stellvertreter Groddek
ernannt. Um wenigſtens eine außere Ordnung in die wahr
ſcheinlich ſehr abweichenden Anſichten zu bringen, wurde die all-
gemeine Debatte mit Rückſicht auf die Thronrede zuvoörderſt in
vier Theile geſondert: 1) Verfaſſungsfrage; 2) Unterſuchung
über den Belagerungszuſtand 3) deutſche Frage; 4) daäniſche
Frage. Es kam indeß von dieſen Punkten zunächſt nur der
erſte zur Erorterung. Nach laängerer, theilweiſe lebhafter De
batte wurde beſchloſſen, daß die Adreſſe das Verhältniß des
Landes zur Verfaſſung vom 5. Dezember klar und bündig aus-
ſpreche. Darüber aber, ob die Verfaſſung rechtsgültig, gültig
oder geltend ſei und wann ſie dies geworden, obſchon im
Moment der Octroyirung oder erſt durch Vollziehung der Wah-
len oder aber ob ſie erſt rechtsgültig werde durch Accepta-
tion Seitens der Kammern und Vollziehung neuer Wahlen,
zeigte ſich die allergrößte Verſchiedenheit der Anſichten, doch
blieb der Antrag, eine Verwahrung gegen die Gultigkeit einzu
legen in der Minorität. Es wird hierüber vermuthlich zu einem
Votum der Majorität und der Minorität kommen. Außerdem
wurde beſchloſſen es ſolle die Erwähnung der früheren Ereig-
niſſe, welche die Octroyirung veranlaßten, vermieden werden.
Dagegen ſolle die Adreſſe den Ausdruck des Dankes fur die
Herſtellung des erſchütterten öffentlichen Rechtszuſtandes enthal-
ten, welche durch die Verleihung der Verfaſſung bewirkt wor-
den. Endlich beſchloß man zur Beantwortung jenes erſten
Punktes der Thronrede noch hinzuzufugen, daß die Kammer
ſich der Reviſion mit Eifer unterziehen werde. Hinſichtlich der
Wahl eines Berichterſtatters über dieſen erſten Punkt der Adreſſe,
behufs der Redigirung der Faſſung, ſchwankte man zwiſchen
Grabow und Vincke, entſchied aber endlich für den Letztern.

Die Linke hat, wie ſchon nach fruheren Mittheilungen in
Ausſicht ſtand nunmehr definitiv beſchloſſen einen eigenen
Adreßentwurf vorzulegen. Waldeck, d'Eſter, Lipsky und Grün
haben die Ausarbeitung übernommen.
Die miniſteriellen Vorlagen in Betreff der Preſſe, des Ver-

einigungsrechts und des Anheftens von Plakaten, von deren
vorheriger Annahme das Miniſterium die Aufhebung des Be
lagerungszuſtandes abhangig gemacht hat, ſind heute mit den
bezüglichen Denkſchriften unter die Abgeordneten vertheilt wor-
den. Die Aufnahme, ſo weit unſere Beobachtungen reichten,
ſcheint eine ſehr verſchiedenartige, vorherrſchend jedoch ungun-
ſtige geweſen zu ſein; ſelbſt auf den rechten Seiten beider Kam-
mern gaben ſich ſehr bedenkliche Aeußerungen kund. Die Füh-
rer der Linken erklärten, lieber den Belagerungszuſtand Ber-
lins permanent erklären als das Land unter ſolchen Septem
bergeſetzen ſchmachten laſſen zu wollen. Seit heute Mittag be
reitet man ſchon auf dieſe Vorlagen bezugliche Petitionen vor
Wir geben einige Proben aus den Vorlagen. Das umfang.
reichſte Geſetz iſt das über die Preſſe, oder über „das Recht
durch Wort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung ſeine Ge
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danken frei zu äußern.“ Es enthält 25 99. Die Vorſchriften
wegen Nennung des Druckers, Verlegers, Verfaſſers c. ſind
die früheren. Zeitſchriften müſſen der Polizei vorher angemeldet
werden Entgegnungen unentgeltlich aufgenommen werden.
Ueberſchreitungen ziehen eine Geldbuße bis zu 100 Thlrn. nach
ſich. Für den Jnhalt ſind Verfaſſer, eventuell Herausgeber,
Verleger, Drucker und Verbreiter verantwortlich. Wer durch
Druckſchriften zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens
auffordert, wird blos dafür mit Geldbuße bis 500 Thlr. oder
Gefängniß bis zu 3 Jahren beſtraft, erhalt aber Zuchthaus von
3 10 Jahren, wenn die erfolgloſe Aufforderung auf ein Ver
brechen des 92 Th. II. Tit. 20 des A. L.-R. oder des Art.
86 u. 87 des Rhein. Strafgeſetzbuchs gerichtet war. „Wier die
in dem Eigenthume und in der Familie beruhenden Grundlagen
der bürgerl. Geſellſchaft angreift oder die Burger zum Haſſe
oder zur Verachtung gegen einander anreizt, hat Gefängniß bis
zu 2 Jahren verwirkt.“ Ebenſo wird beſtraft, wer thatſachlich
Unwahrheiten verbreitet, welche geeignet waren, Haß oder Ver-
achtung gegen die Einrichtungen des Staats oder die Staats-
regierung zu begründen. Wer durch Preßvergehen die Ehrfurcht
gegen den König oder die Königin verletzt, erhält Gefängniß
von 2 Monaten bis zu 5 Jahren. Iſt der Beleidigte der
Thronfolger, ein anderes Mitglied des K. Hauſes, oder das
Oberhaupt eines deutſchen Staates, ſo beſteht die Strafe in
Gefängniß von 1 Monat bis 3 Jahre. Verläumdungen durch
die Preſſe ſollen bis zu achtzehn Monaten Gefangniß, unter
mildernden Umſtänden bis zu 500 Thlr. Gefaängniß nach ſich
ziehen. Druckſchriften 2c. gegen die guten Sitten werden mit
Geldbuße bis zu 100 Thaler oder Gefängniß bis zu 1 Jahr
verfolgt. Die Kompetenz haben die Schwurgerichte, wo ſie feh
len die ordentlichen Gerichte. Das zweite Geſetz „betreffend
die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung ge
fährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs und Vereinigungs-
Recht“ iſt weit kurzer, obwohl es auch 23 zählt. Von allen
Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegenhei-
ten erörtert oder berathen werden ſollen, muß der Polizei 24
Stunden vorher Anzeige gemacht werden. Jedermann muß der
Zutritt geſtattet werden, ſofern nicht die Polizei auf Antrag der
Leiter dieſe Oeffentlichkeit ausſchließt oder beſchränkt. Die Polizei
iſt befugt, in jede ſolche Verſammlung 2 Beamte oder ſonſtige
erkennbare Abgeordnete zu ſenden, denen ein angemeſſener Platz
nach ihrer Wahl einzuräumen iſt und welche ermachtigt ſind,
über alle Wahrnehmungen eine Verhandlung aufzunehmen. Jh-
nen muß auch auf Verlangen Name, Stand und Wohnung
aller auftretenden Redner angegeben werden. Sie koönnen Ver
ſammlungen, in welchen aufreizende oder zum Verbrechen auf-
fordernde Vortrage gehalten werden, ſofort auflöſen, den Ueber-
treter des Geſetzes verhaften und verlangen, daß Jeder in der
Verſammlung ihnen dabei Hulfe leiſte. Hat der Abgeordnete
der Polizei die Verſammlung aufgeloöſt, ſo müſſen ſich alle An
weſenden ſofort entfernen und iſt noöthigenfalls bewaffnete Macht
zu requiriren. Alle Vereine, welche eine Einwirkung auf öf-
fentliche Angelegenheiten bezwecken, müſſen ihre Statu-
ten binnen 24 Stunden der Polizei einreichen in ihrer Ver-
ſammlung haben ſie den vierten Theil der Plätze Denen frei zu
laſſen welche dem Verein fremd ſind, aber Eintritt begehren.
Bei Volksverſammlungen unter freiem Himmel finden alle
hier aufgeführten Beſtimmungen auch dann Anwendung, wenn
keine öffentlichen Angelegenheiten verhandelt werden. Die Po-
lizei kann dieſe Volksverſammlungen verbieten, wenn ſie dieſelben
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährlich erachtet
ſie bedürfen ihrer Genehmigung, wenn ſie auf Straßen oder
öffentlichen Plätzen in Städten und Ortſchaften ſtattfinden ſol
len. Oeffentliche Aufzuge ſtehen ihnen gleich. Wahrend der

ganzen Dauer der Sitzungsperiode beider Kammern dürfen in
nerhalb eines Umkreiſes von 5 Meilen keine Verſammlungen
unter freiem Himmel gehalten werden. Die Strafbeſtimmun-
gen ſind Geldbußen bis 200 Thaler und Gefängniß bis 6 Mo
naten und 1 Jahr. Das kuürzeſte Geſetz iſt das letzte
„betreffend das Anheften von Anſchlagezettel und Plakaten in
Städten und Ortſchaften, ſo wie der Verkauf und das Ver
theilen von Druckſchriften oder bildlichen Darſtellungen in offent
lichen Straßen.“ Plakate, mit Ausnahme gewerblicher, Vergnü-
gungs- oder Anzeigen zu erlaubten Verſammlungen, ſind verbo-
ten. Zum Verkauf von Druckſchriften bedarf es eines wider
ruflichen Erlaubnißſcheines. Die Strafen ſind Geldbuße bis 50
Thaler oder Gefängniß bis 6 Monate.

Der ſächſiſche Exminiſter Georgi iſt geſtern hier angekom
men. Seine Ankunft ſcheint nicht ohne tieferen Zuſammenhang
mit augenblicklichen Conjunkturen und Bewegungen in Sach-
ſen. Auch iſt bemerkenswerth, daß die jetzt in Altenburg gar-
niſonirenden Sachſen nach Schleswig beordert werden und preu
ßiſche Truppen fur ſie in Altenburg einrücken ſollen, während
der in Sachſen entſtandene Truppenmangel durch baieriſche Trup-
pen erſetzt werden ſoll. Letzteres geſchieht trotzdem, daß eine
unverholene Volksſtimmung in Sachſen ſich auf das Beſtimm-
teſte gegen alle fremden Truppen verwahrt hat. Es geben aber
dieſe Truppendislokationen um ſo mehr zu denken, als in un
terrichteten Kreiſen der däniſche Krieg immer unwahrſcheinlicher
wird, und der diesſeitige preußiſche Bevollmachtigte in Frank
furt, Herr Camphauſen, ſo eben von hier nach London geſandt
ſein ſoll, um den Friedensunterhandlungen in der deutſch
daäniſchen Frage weitern Nachdruck zu geben. Die ihm ertheil
ten Jnſtructionen ſollen ſehr allgemeiner und nichts weniger als
gebundener Natur ſein.

Eine neue Nachwahl in Meſeritz fur die erſte Kammer
hat ſo eben auch den hieſigen Stadtrath und Director der Taub-
ſtummen-Anſtalt, Herrn Sägert, derſelben einverleibt. Dieſe
Wahl iſt characteriſtiſch fur das politiſche Bewußtſein in eini
gen Kreiſen. Gleichzeitig mit der Anzeige der Wahl lief näm
lich ein Schreiben der Ortsbehoöorde von Meſeritz an Herrn Sä
gert ein, worin erklärt wurde, man kenne ihn zwar gar nicht,
aber man habe ihn doch aus zwei Gründen gewählt. Erſtens
habe er in die Zeitungen den Vorſchlag zu einem neuen Wahl-
geſetz einrücken laſſen (darnach ſollte eine reine Jntereſſen Ver
tretung erfolgen) und deshalb den Wahlmaännern ſehr wohl ge
fallen zweitens ſei er irrthümlich in einer Berliner Zeitung (der
Spener' ſchen) ſtatt des in Poſen gewählten Gerichtsdirectors
Seeger als Abgeordneter zur 2ten Kammer aufgefuhrt worden
und müſſe alſo ein bekannter Mann ſein! Man bitte ihn da
her, die Wahl anzunehmen. Herr Saägert iſt dem Bittgeſuche
bereits nachgekommen. Jm Magiſtrat gehört er der konſervati-
ven Majorität an und beſitzt das Talent der Phraſen im reichem
Maße. Jm vorigen Sommer fungirte er als Hauptmann in
der Burgerwehr und fand es damals angemeſſen ſich eines de
mokratiſchen Aushängeſchildes zu bedienen.

Frankfurt a. M., den 9. März. Endlich, geſtern
Abends, iſt die Jnſtruction des Hrn. v. Schmerling auch den
übrigen nicht königlichen Bevollmächtigten mitgetheilt. Sie
lautet, wie ſolgt:

Unter den die künftige Verfaſſung Deutſchlands betreffenden Fragen,
rückſichtlich derer das ſchleunige Zuſtandekommen einer Vereinbarung zwiſchen
den Regierungen und der National- Verſammlung dringendes Bedürfniß der
Zeit iſt, nimmt die Frage wegen Conſtituirung der executiven ReichsGewalt,
die Oberhaupts-Frage, den erſten Platz ein. In doppelter Hinſicht erweiſ't
fich dieſes Bedürfniß als ein dringendes. Rückſichtlich des Auslandes iſt es
in hohem Grade wünſchenswerth, daß ſo bald als möglich die Form, unter
welcher ihm gegenüber die Einheit Deutſchlands repräſentirt werden wird,
feſtſtehe und das Reich in dem europäiſchen Staaten Syſteme den ihm
grundſätzlich gebührenden Platz auch factiſch einzunehmen in der Lage ſei

àSTTANUWWarnè ÜuÜÜÜ G m



M

Jm Innern Deutſchlands häufen ſich leider wieder die Anzeichen hereinbre
chender Anarchie in beunruhigendem Maße und es ſcheint daher dringend
nothwendig zu ſein, vor allem Anderen durch Feſtſtellung der Grundſätze,
nach welcher die Reichs Centralgewalt definitiv gebildet werden wird, den
Factionen das einträchtige und ſtarke Zuſammenwirken der Regierungen zum
Behufe des Schutzes der Güter des geſellſchaftlichen Lebens in ununterbro
chene Ausſicht zu ſtellen. Was Oeſterreich in Bezug auf die Aufſtellung
eines Reichs Oberhauptes nicht wolle, iſt E. H. am Schluſſe meiner Wei
ſung vom 4. d. M. deutlich geſagt. Der Kaiſer nämlich will ſich nicht
unterordnen „unter die von einem anderen deutſchen Fürſten
gehandhabte Central-Gewalt.“ Es iſt billig, daß wir nunmehr
neben jenen negativen Ausſpruche auch pofitiv uns äußern, wie denn nach
unſerer Anſicht jene CentralGewalt gebildet und zuſammengeſetzt ſein ſollte.
Nach unſerer feſtſtehenden und wohlbegründeten Meinung iſt die Handhabung
des executiven Theils der Reichs Gewalt bei dem einmal gegebenen Stande
der Dinge in Deutſchland anders nicht denkbar, als in der Form eines
Directoriums. Folgendes müßten unſeres Dafürhaltens die leitenden Grund
ſätze bei Conſtituirung dieſer Behörde ſein: 1) Sie hätte zu beſtehen aus
Bevollmächtigten deutſcher Regierungen, wo möglich aus Mitgliedern regie-
render Häuſer, ſieben an der Zahl, zuſammen neun Stimmen bildend. 2) Die
Zuſammenſetzung des Directoriums wäre in der Art zu bewerkſtelligen, daß
Oeſterreich und Preußen ein jedes zwei Stimmen Baiern eine Stimme in
der Central- Behörde zu führen hätten die den andern deutſchen Regierun
gen aber in dem Directorium zuzuweiſenden vier Stimmen nach gewiſſen
Kreiſen und unter Berückfichtigung der relativen Wichtigkeit der Staaten
bei der Vertretung im Kreiſe auszumitteln wären. 3) Die Mitglieder des
Directoriums hätten ihr Amt zwar als Delegirte ihrer Fürſten, jedoch unab
hängig von ſpeciellen Jnſtructionen, zu üben. Die Stimmen Mehrheit wäre
für jede einzelne Entſcheidung des Directoriums maßgebend. 4) Rückſicht
lich des Präſidiums wäre eine den früheren Verhältniſſen entſprechende Ein
richtung zu treffen. Ew. H. ſind ermächtigt, unter Zugrundelegung obiger
Sätze mit denjenigen Bevollmächtigten in Frankfurt, deren Regierungen
nach analogen Principien voranzugehen wünſchten, in näheres Einverſtändniß
zu treten, und mit ihnen gemeinſchaftlich den Entwurf eines Abſchnittes, die
Reichs Regierung betreffend, zu fertigen, in welchem wir jedoch wünſchten,
daß lediglich die Art der Zuſammenſetzung jener Regierung behandelt würde,
und ohne Präjudiz für dasjenige, was ſich auf deren Attribute und die Gren-
zen und Modalitäten ihrer Wirkſamkeit bezöge. Dieſer Entwurf wäre ſo
dann Seitens der über denſelben einverſtandenen Regieruugen der Nationale
Verſammlung als deren Gegenproject gegen die von dieſer Verſammlung
in der erſten Leſung angenommenen correſpondirenden Paragraphen ihres
Verfaſſungs Entwurfs vorzulegen. Ehe dieſes geſchähe, hätten uns jedoch
E. H. den von Jhnen gemeinſchaftlich mit anderen Collegen feſtgeſtellten
Entwurf zur Prüfung und definitiven Genehmigung einzuſenden. Empfan-
gen u. ſ. w.

Frankfurt a. M., d. 9. März. Die in der berliner
Kammer uüber den Ausbruch eines allgemeinen demokratiſchen
Aufſtandes verbreiteten Nachrichten ſind durchaus geeignet, die
Aufmerkſamkeit der Regierungen wach zu erhalten. Wenn wir
pisher dieſe Mittheilungen nicht berührt haben, ſo durfen wir
wohl jetzt, nachdem ſie einmal zur Sprache gekommen, darauf
hinweiſen daß der Reichsgewalt von Seiten der franzöſiſchen
Regierung Mittheilungen zugekommen ſind, nach welchen am
18. März, im Verhinderungsfalle am 5. April eine Kette von
Aufſtänden, vom badiſchen Oberlande durch das Naſſauiſche,
nach Thüringen bis nach Berlin, und zwar, um die Truppen-
macht überall zu beſchäftigen, gleichzeitig losbrechen ſoll. Die
Arbeiter Bewegungen in Berlin dürfen als Vorbereitungen zu
jenem Aufſtand wohl auch dann gedeutet werden, wenn es ſich,
woran wir keinen Augenblick zweifeln, unzweideutig herausſtel
len ſollte, daß die Arbeiter ſelbſt am wenigſten von dem Vor
handenſein einer ſolchen Verſchwoörung wiſſen. Es wurde dies
von Neuem den Beweis liefern, daß die Sozialiſten, die ſich
gegen die Ausbeutung der Arbeiter als „Jnſtrumente der Ar-
beit““ mit Recht ereifern, ſich nicht ſcheuen, die Ungluücklichen
als Jnſtrumente des Aufruhrs auszubeuten, um ſie nach Er
reichung ihrer Zwecke in's alte Eiſen zu werfen. Wenn Frö
bel kürzlich von der Tribüne aus erklärt hat, daß er die Be
ſchuldigung einer Aufſtachelung des Volkes zu einem Aufruhrs-
verſuch als einen Angriff auf ſeinen Verſtand anſehe, ſo ſind
wir zwar weit entfernt, die Einſicht des Herrn Froöbel zu be
zweifeln, müſſen aber doch davor warnen, den geheimen Lei-
tern der Verſchwörung, die von Genf aus ihre Fäden ſpin-

nen, die gleiche Einſicht zuzutrauen denn daß dort unter dem
Vorſitz von Carl Heinzen ein Ausſchuß ſich gebildet hat
(der auch den Meuchelmord nicht verwirft) um den Aufruhr
zu organiſiren, kann als gewiß betrachtet werden, und nicht
vloß auf die Fürſten, ſondern auch auf die Führrr der konſer
vativen Partei iſt es abgeſehen. Aeußere Abzeichen tragen dieſe
Vehmrichter nicht, der Händedruck und, in einzelnen Fällen,
Erkennungskarten machen die Verſchworenen einander kenntlich;
auch hier iſt bereits eine ſolche Karte zum Vorſchein gekom
men. Mit tiefer Wehmuth theilen wir dieſe Nachrichten mit
und wollen den Mannern, die von der franzöſiſchen Regierung
namentlich bezeichnet ſind, die Lage des Vaterlandes zu beden-
ken geben. Wem noch ein Funke von Vaterlandsliebe im Her
zen glimmt, der darf zur Gefahr von Außen nicht den Auf
ſtand im Jnnern fügen wollen ohne ſich des ſchwarzeſten Ver
rathes ſchuldig zu machen. Und vielleicht ſchaudern jene Man-
ner eher vor dem Verrath als vor dem Verbrechen zurück!

München, d. 9. März. Jn der heutigen Sitzung der
Kammer der Abgeordneten befanden ſich am Minſſtertiſche
die Herren von Leſuire, Dr. Aſchenbrenner, von Kleinſchrod,
und Staatsrath von Beisler; dann die Miniſterial- Räthe
Herren von Betzold, von Coulon, von Wanner, von Moli
tor, Pfeuffer und Hanlein. Graf von Bray nimmt ſeinen
Sitz unter den Abgeordneten ein, die vollzählig auf ihren
Banken anweſend ſind; die Gallerien ſind ſtark gefullt. Herr
v. Beisler beſtieg die Tribüne und kundigte der Verſamm-
lung die Vertagung mit folgenden Worten an: Ich habe
der hohen Verſammlung aus Auftrag Sr. Majeſtät des Kö
nigs eine Mittheilung zu machen, ſie betrifft die Jhnen be
reits fruher angekündigte Vertagung. Die damals dafuür
angefuhrten Grunde beſtehen zum Theil noch jetzt; ſie beſte
hen theilweiſe in erhohtem Maße. Es gilt dies namentlich
von der Thätigkeit der deutſchen NationalVerſammlung in
Frankfurt dort gewinnen die Ereigniſſe mit jedem Tage eine
erhöhte Wichtigkeit und drangen zur endlichen Entſcheidung
dabei ſollte Bayern ſeine volle Vertretung finden. Anderer
ſeits werden die Beſchluſſe, die wir von dort in der nächſten
Zukunft zu erwarten haben, Anhaltspunkt geben, um die
inneren Angelegenheiten von Baiern mit mehr Sicherheit be
meſſen zu konnen, als dies bis jetzt geſchehen iſt. Als in
Jhrer elften Sitzung die Vertagung angekundigt wurde, ward
Ihnen allerdings die Vorlage eines Geſetz Entwurfs ange
kundigt unter der Vorausſetzung daß derſelbe noch vor der
Vertagung zur Erledigung kommen könne und daß dazu nicht
viel Zeit nöthig ſein werde. Dieſe Hoffnung hat nun nach
vierzehn Tagen ſich nicht verwirklicht; mittlerweile drängen
die Ereigniſſe. Ueberdies hegt der neueingetretene Finanz-
miniſter in Bezug auf dieſen Geſetz Entwurf die Hoffnung,
daß eine kurze Vertagung des Landtages eine befriedigende
Erledigung herbeifuühren werde. Es beſteht alſo auch in Be
zug auf dieſen Gegenſtand jetzt kein Bedenken gegen die Ver
tagung. Die Königliche Botſchaft, die ich Jhnen mitzuthei-
len habe, lautet: Maximilian von Gottes Gnaden c. Un
ſeren Gruß zuvor Liebe und Getreue: Wir finden Uns be-
wogen, in Erwägung, daß durch die Bildung eines neuen
Miniſteriums eine Unterbrechung der geſetzgebenden Thätig-
keit bei den oberſten Verwaltungsſtellen eintreten mußte, in
Folge welcher dem Landtage in der nächſten Zeit die nöthigen
Vorlagen des Tit. VII., S. 23 der Verfaſſungs Urkunde den
Landtag bis zum 10. April l. J. zu vertagen. Wir verblei-
ben Euch mit Königlicher Huld und Gnade gewogen. Nym
phenburg, den 7. März. Maximilian. von Leſuire. Dr.
Aſchenbrenner. Beisler. von Kleinſchrod, Staatsrath. Auf
Königlichen Allerhöchſten Befehl der Generalſecretair Mini



ſterialrath Benning.“ Die geſpannteſte Aufmerkſamkeit folgte
dieſem Vortrage. Nach deſſen Schluß aäußerte der Praſident,

reiherr von Lerchenfeldt, daß dieſer Ordonnanz zufolge dieShalgreit der Kammer beſchloſſen und die Sitzung aufgeho

ben ſei. Der Saal leerte ſich allmälig unter lebhaften Pri-
vatgeſprächen. Wenige Augenblicke darauf begann eine Si-
tzung der Reichsrathe. Hier wurde die Vertagung eben ſo
verkündet und vollzogen.

Man ſchreibt aus Lübeck daß laut einem ſoeben dort
angekommenen, aus der zuverlaäſſigſten Quelle ſtammenden Pri-
vatſchreiben am 8. März in Kopenhagen beſchloſſen iſt, den
Repräſentanten der fremden Mächte anzuzeigen daß mit dem
27. März die Blockade der Küſten von Schleswig und Hol-
ſtein wieder anfangen werde. Ausdruücklich iſt beſchloſſen, ſowohl
die auf der Oſt als die auf der Weſtſeite der Herzogthümer
belegenen Hafen zu blockiren ob damit aber wirklich eine
Blockade der Elbe habe ausgeſprochen werden ſollen hatte der
kopenhagener Correſpondent nicht ermitteln können. Nach andern
Berichten aus Lübeck ſoll von Kopenhagen die officielle Anzeige
gemacht ſein, daß die Schiffe ihre vor dem 26. Auguſt innege-
habten Stationen wieder einnehmen werden.

Trieſt, d. 6. März. Vorgeſtern wurde plötzlich der Be
fehl gegeben, die ſlawiſchen Farben, welche illyriſche und
dalmatiniſche Capitaine und Schiffseigner wie bisher aufgehißt
hatten, abzunehmen. Eine Deputation von Capitainen begab
ſich zum Gouverneur, F.M.L. Gyulai, der aber in der Ange-
legenheit keinen weitern Aufſchluß zu geben vermochte, als daß
von Wien aus die Weiſung ertheilt worden ſei, es ſolle von
dieſer Flagge für jetzt kein Gebrauch gemacht werden.

Frankreich.
Paris, d. 8. Maärz. Der Prozeß gegen die Maiange-

klagten wurde geſtern vor dem hohen Juſtizhofe zu Bourges
eröffnet. Schon früh war der dem Publikum vorbehaltene ziem-
lich beſchränkte Raum des Gerichtsſaales dicht gefüllt. Die 86

»Geſchwornen wurden durchs Loos gezogen. Kurz vor 11 Uhr
nahmen der Praſident Berenger und die Richter ihre Sitze ein,
und die Verhandlungen begannen mit Verleſung des Dekrets
der Nationalverſammlung fur Einſetzung des Gerichtshofes, ſo
wie mit dem Namensaufrufe der Geſchwornen. Kurz vor 1
Uhr wurden die Angeklagten eingeführt und nahmen ihre Platze
ein zwiſchen zweien ſaß jedesmal ein Gensd'arm. Sie ſahen
bleich, aber gar nicht niedergeſchlagen aus. Als ſie der Reihe
nach aufgerufen wurden, proteſtirte Blanqui für ſich und ſeine
Mitangeklagten gegen ihre Aburtheilung durch ein Ausnahme-
gericht, und erklarte, daß er an der Erörterung keinen Theil
nehmen werde. Der Namensaufruf dauerte trotzdem fort. Als
Albert genannt wurde, äußerte er, daß er auf keine Frage ant-
worten werde. Barbes that daſſelbe, mit dem Beifügen, daß
er die Befugniß des Gerichtshofes nicht anerkenne. Sobrier
gab Name und Alter an, ſetzte aber hinzu, daß er ſich nicht
vertheidigen werde. Raspail ſagte, er ſei bereit, unter gewiſ-
ſen Vorbehalten zu antworten, während Flotte jede Antwort
verweigerte. Nachdem Name, Stand, Alter c. ſämmtlicher
zwölf Angeklagten verleſen worden, hielt der Praſident ſeine
Anrede an die Geſchwornen, welche er auf die Wichtigkeit ih
rer Aufgabe hinwies und kräftig zur treuen Pflichterfüllung
nach allen Beziehungen hin aufforderte. Blanqui und Ras-
pail beſchwerten ſich hierauf darüber daß den Angeklagten die
gegen ſie vorgebrachten Anſchuldigungen nicht mitgetheilt wor
den ſeien der Generalprokurator erklärte aber dieſe Beſchwerde
für unbegründet. Es folgte die Verleſung der Anklageakte, die
gegen Alle, mit Ausnahme von Courtais, Cauſſidiere und Vil-
lain, dahin lautet, daß ſie im Mai 1848 ſich des Verſuchs
ſchuldig machten, die Regierung zu ſtürzen oder umzugeſtalten,

und daß ſie ferner verſuchten, Bürgerkrieg zu erregen und ei
nen Bürger gegen den andern zu bewaffnen. Die drei eben
Genannten ſind angeklagt, ſich zu Mitſchuldigen beſagter Ver
ſuche gemacht zu haben indem ſie von allen darauf bezüglichen
Thatſachen Kenntniß hatten. Als jener Theil der Anklageakte
verleſen ward, wo es heißt, daß Barbèés die Beſteuerung der
Reichen mit einer Milliarde verlangt ein anderer aber zweiſtün-
dige Plunderung von Paris gefordert habe, erhoben ſich alle
Angeklagte in größter Aufregung. Blanqui ſchrie laut, daß
kein ſolcher Vorſchlag geſchehen ſei Barbes warf der Anklage
akte Falſchheit und Verleumdung vor. Raspail rief, es ſei
ſchandlich vom Generalprokurator, daß er ſo etwas in die An
klage aufgenommen habe. Der Generalprokurator appellirte an
den Praſidenten gegen ſolche Sprache. Als die Verleſung der
Anklageakte beendigt war, proteſtirte Barbès nochmals gegen
die Befugniß des Gerichtshofes und wandte ſich in ſo heftigen
Ausdrücken an die Jury, daß der Praſident ihm Einhalt that,
worauf Barbés erklarte, daß er nur gezwungen den Saal wie
der betreten werde. Den Schluß der Sitzung machte den Na
mensaufruf der Zeugen.

Die franzöſiſche Regierung hat vor einigen Tagen an die
öſterreichiſche eine Note abgeſchickt, worin ſie nicht gegen die
Einfalle in Ferrara, nicht gegen die der Stadt auferlegte Buße,
wohl aber gegen die erzwungene Herſtellung des papſtlichen
Wappens auf den öffentlichen Gebaäuden proteſtirt. Das fran
zöſiſche Cabinet ſieht hierin einen Act der bewaffneten Jnter-
vention in römiſchen Angelegenheiten, und wiewohl daſſelbe, wie
es ausdrücklich in der Note heißt, eben ſo aufrichtig als irgend
eine andere Macht die Wiedereinſetzung des Papſtes in ſeine
weltliche Souverainetaät wunſcht, verwahre es ſich dennoch ge-
gen jeden Act der Jntervention zu dieſen Zwecken, der ohne
Mitwirkung oder Zuſtimmung Frankreichs unternommen würde.
Die Note iſt übrigens in ſehr milden Ausdrücken abgefaßt und
ſcheint mehr beſtimmt zu ſein, dem Zwecke einer Formalität zu
genuügen; denn abgeſehen von dieſer Einſprache verfolgt die
franzöſiſche Regierung die Unterhandlungen mit den Großmach-
ten über die römiſchen Angelegenheiten wie dies geſtern der
Miniſter des Aeußeren im Comité der aäußeren Angelegenheiten
erklart hat. Die Aufſchlüſſe, die Hr. Drouin de Lhuys hier
gab, waren im Weſentlichen wenig verſchieden von denen, wel-
che er vor einiger Zeit in der Kammer gegeben, und die er
wahrſcheinlich heute auf die Anfragen des Hrn. Buvignier wie-
derholen wird. Frankreich, ſagte er, habe kein Jntereſſe und
keinen Beruf, jeder Revolution in Europa unter die Arme zu
greifen oder die aus ihr hervorgegangene Regierung anzuerken-
nen, bevor dieſe nicht bewieſen daß ſie in der Majorität des
betreffenden Landes feſte Wurzeln gefaßt und überhaupt Lebens-
fähigkeit habe. Was die römiſchen Angelegenheiten insbeſondere
angehe, ſo ſei die Politik der Regierung in ihren Unterhand-
lungen mit den übrigen Großmachten eine eben ſo katholi-

ſche, als freiſinnige. (Köln. Ztg.)
Fonds- und Geld-Cours.

Berlin den 12. März.

Zf. Brief. Geld. 3f.Pr. Freiw. Anl. 5 101 WTPomm. Pfnudbr. 3
St. Schuldſch. 3 795 E. u. Nm. do. 3 927 92
Seeh. Pr. -Sch. 1098 ESchleſiſche do.
Kur u. Neum. do. Lit. B. ga-Schuldverſchr. 3 S rant. do. 3B Stad b. 98 r. Bk.A.Sch.o. o. 3 vWſtpr. Pfandbr. 86 FpFriedrichsd'or 137 13
Großh. Poſ. do. 96 nd. Goldm. àdo. do. 3 81 15 127 12Oſtpr. Pfandbr. 31/.1 90/, Disconto



Eiſenbahn Aetien.

Stamm Zf. Prioritäts- 3fActien. Actien.Brl. Anh. Lit. Berl.- Anhalt 4 87 BA. B. 4 73 bz. u. G. do. Hambg. 32 V.
do. Hamb. 4 51 G. 51 G. o. II. Serie 88 B.
do. St.Star. 4 868/, B. do. Potsd. M. 4 832/, B. G.
do. Potsd.M. 4 55 B. do. 5 95 B.MagdHlbſt. 4 108 G. do. Stettiner]/ 5 1028, G.
do. Leipziger 4 Mgd. Leipz SHalle Thür. 4 49/, G. B. Halle Thür. a /85 br-
Cöln Mind. 31/,752 B. Cöln Mind. 4/2 922 B. 92 G.
do. Aachen 4 (49 B. h.v. St. gar.
Bonn Cöln 5 102 G. 1.Priorität 4 SDüſſeld.-Elf. 4 S o. St. Pr. 4Steel. Vohw. 4 36 B. Düſſeld.Elf..
Nſchl.Märk.31/,71, bz ſchl. Märk.) 4 85 B.
do. Zweigbhn. 4 do. do. 5 981 B.Obſchl. I. A. 31/917), bz do. III. Serie S 93/, bz.
do. Lit B. 31,917 bz do. Zwgbhn. 4
CoſelOderb. 4 S do. do. 5 80 B.Bresl. Freib.! 4 1015/, G. berſchl. 4 S
Krak.-Obſchl. 4 38 B. Krak.Obſchl. 4 71 B.
Berg. -Märk.! 4 55! B. Coſel-Oderb. 5 95 G
Starg. Poſ. 31/,70 bz. teel.-Vohw. 5 87 B
Brieg-Neiſſe 4 do. II. Serie 4Mgd.Wittb. 4 Brsl.-Freib.

Quitt. B. e4 ctien.Nach Raſt Wer 4Ludw. Bexb. 4Ausl. Qb. 24 F. 4Peſth. 26 Fl. 4 KielAlt. Sp. 4 861/, B.Fr.-W.Ndb. 4 362/, bz. u. G. Amſt. R. Fl. 4
Maklb. Thlr. 4 332/, B.

Leipzig den 12. März.
W tsoapiere Ange Geſucht. Staatspapiere. Ange Geſucht

aatspapiere. zoten. Actien excl. Zinſ. boten. t
Königlich ſächſiſche Chemn.R.Eiſenb.
Staats Papiere à Anl. à 10 e 4 I3 im 14 F. pr. St. -Schuld-von 1000 u. 500 798 ſcheine à 3/, in
kleinere pr. Ct. pr. 100 Sà 49/ do. do. v. 500- 88 K. k. öſterreich. Met.

do. do. v. 500 u. pr. 150 fl. Conv.
200 à 5 101 à 5 lauf. Zinſendo. do. kleinere h 103 im
Königl. ſächſ. Land à 3 14 F. Sr vim 14 9T. J r or e h T And. ausl. Louisd'orAct. d. eh. ſächſ.bair. à 54 nach geringe
EC. bis Mich 1855 rem Ausmünzfuße
à 4 ſpäter à 3 auf 1001 12./e 78. Conv.Spec. u. Gld. sKönigl. pr. Steuer- auf 1001r idem 10 u. 20 Kr.à im F.v. 1000 u. 500 79 auf 100 2
kleinere S rLeipz. Stadt Obli- ctien der W. B. pr.
gationen à 3 im St. à 103 m14. Leipz. Bank Actienv. 1006 u. 500 898/, à 250 pr. 100 142
kleinere Lpz. Dresd. EiſenSächſ. erbl. Pfand bahnAct. à 100
briefe à 3 pr. 400 965von 509009 62 Sächſ. Schleſ. do.
von 100 u. 25 pr. 100 73Sächſ. lauſ. Pfand- Chemn. Rieſ. do.
briefe à 3 78 pr. 100 21Sächſ. do. do. à 3 89/, EöbauZitt. do.

do. do. à 4 99 pr. 100 151Lpz.-Dresd.-Eiſenb. Magdeb. Leipz. do.P.Obl. à 3 l 978 pr. 100 167

T

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Magdeburg, den 12. März

45 51 Gerſte 23 2426 Hafer 14t,Berlin, den 12. März.
Weizen nach Qualität 54——58
Roggen loco rahieh.

pr. jahr 82pfd. 241 bz., 24 Br.Mai,/ Juni 25 bz. b br- 8
Juni Juli 26 à 25
Juli Auguſt 26 bz.

Gerſte, große, loco 23——25
kleine 19--21

Hafer loco nach Qualität 14——415
pr. Frühjahr 48pfd. 13 Br.

(Nach Wispeln.)

Rüböl loco 132 Br., 137/ G.
pr. März do.März April do.
April Mai do.

Mai/ Juni 13 Br., 131 G.
Junni,/ Juli do.
Juli Auguſt 13 Br. 131 bz. u. G.
Aug. Sept. 13 Br. 131 à G.Sept. Oct. 121 bz. u. Br. 1257, G.

Octbr. Novbr. 128 Br.
eeinöl loco 102

Lieferung pr. April Mai 10 à 10
Spiritus loco ohne Faß 15 bz. u. Br., 14i1 G.

März 15 Br.
pr. Frühjahr 15 à 15Mai/ Juni 152/, à 151
Juni Juli 16 à 16

Wafſſerſtand der Saale bei Halle
am 12. März Abends 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 2 Zoll.
am 13. März Morgens 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 1 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 12. März Nr. 2 und Zoll.

n v

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 12. bis 13. März

Jm Kronprinzen Hr. Baron v. Münchhauſen a. Leitzkau. Hr. Mu
ſikmeiſter David a. Leipzig. Die Hrrn. Kaufl. Brucker a. Frankfurt
Walther a. Mainz, Schneider a. Berlin, Annecke a. Chemnitz
Müller a. Bamberg.

Stadt Zürich Die Hrrn. Kaufl. Hezel a. Stuttgart, Müller a. Bre-
men, Marck a. Frankfurt. Hr. Rittergutsbeſ. v. Schmiedel a. Erd
mannsdorf. Hr. Dr. phil. Naller a. Berlin. Hr. Partik. Nebelung
a. Hannover. Hr. Hofrath Hoffmann a. Glogau.

Goldnen Ring: Hr. Holzhändler Zimmermann a. Regenſtein. Die
Hrrn. Kaufl. Wiemann a. Magdeburg Scholz u. Hr. Buchhändler
Berding a. Leipzig.

Engliſcher Hof: Hr. Stud. Rabe a. Breslau. Hr. Gutsbeſ. Kohl
Hr. Oekon.mann a. Grabſchütz. Hr. Kaufm. Richter a. Berlin.

Comm. Berger a. Zörbig.
Goldnen Löwen Die Hrrn. Kaufl. Bergkampf a. Wiesbaden, Meyer

a. Naumburg. Hr. Mechan. Kneiſel a. Dresden. Hr. Apoth. Hoff
mann a. Berlin. Hr. Rechnungsführer Voigt a. Leipzig.

Stadt Hamburg Hr. Lehrer Möwius a. Mücheln. Die Hrrn. Kaufl.
an a. Leipzig Donath u. Kleiſt a. Magdeburg Steineck g.

targard.
Schwarzen Bär: Hr. Büchſenmacher Grundmann a. Stendal. Die

Hrrn. Tiſchlermſtr. Meyer a. Wolmirſtedt, Schoß u. Hr. Schuhma-
chermſtr. Kühne a. Aſchersleben. Hr. Schmiedemſtr. Schohn a. Som
mersdorf. Hr. Schneidermſtr. Sauerheimer a. Wernigerode. Hr.
Cand. theol. Wernicke a. Sulzhain. Die Hrrn. Handwerksdeputirten
Dietz a. Hettſtedt, Chriſt u. Kerber a. Sangerhauſen.

Goldne Kugel: Hr. Bürgermeiſter Müller a. Pretzſch. Die Hrru.
Kaufl. Kürliſch u. Franz a. Naumburg, Vonſcheidt u. Willner a.
Mühlheim.

Zur Eiſenbahn: Hr. Commiſſar Claus a. Aſchersleben. Die Hrrn.
Hr. Dr. theol. Rie-Kaufl. Henſel a. Merſeburg, Settel a. Leipzig.

mer a. Berlin. Hr. Partik. Sonntag a. Dresden. Hr. Oekon. Alter
a. Ewiſchdorf.
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Bekanntmachungen.
(Eintritt als Compagnon.) Ein junger routinirter Kaufmann wünſcht

ſich mit einem disponiblen Fonds von circa 8000 an einem Manufaktur oder
Fabrikgeſchäft zu betheiligen und erbittet ſich desfallſige Offerten das Comtoir von

Clemens Warnecke in Braunſchweig.

So eben traf meine zweite direkte Sendung
Meſſinger Apfelſinen und Citronen

ein und ſtellen ſich die Preiſe bedeutend billiger.
Apfelſinen à Dtzd. 10, 15 u. 20 Sgr. à St. 1 bis 2 Sgr.,
Citronen z 100 St. 1 Thlr. 25 Sgr., à Dtzd. T und

J nbei Kiſten ſtelle ſtets die billigſten Preiſe.

Stadtmuſikus „Vereins Angelegenheit.
Jndem wir unſern Vereins- Mitgliedern hiermit wiederholt in Erinnerung bringen,

daß die diesjährige GeneralVerſammlung
Donnerstag den 29. März e. in Weimar

ormittags 10 Uhr
Statt finden wird, erſuchen wir alle Stadtmuſik-Direktoren, denen aus Verſehen
unſere früheren Aufforderungen etwa nicht zugegangen ſein ſollten, ſich an unſerm
Vereine ebenfalls noch zu betheiligen und wo moglich am obengedachten Tage in
Weimar zu erſcheinen oder wenigſtens eine ſchriftliche Erklärung über ihre Be-
theiligung an dem Vereine dahin abgehen zu laſſen.

Der Central Vorſtand des Stadtmuſiker Vereins
für Deutſchland.

Varth, Berthold,Stellvertreter Kaſſenführer.
des Vorſitzenden.

Carl Kramm.

Müller,
Vorſitzender.

Henning,
Schriftführer.

Verkauf von Gußeiſenwaaren.
Am Mittwoch den 21. Marz, Vormittags von 9 Uhr an, ſoll im Lokal des Kö

nigl. Packhofs hierſelbſt eine Quantität von circa 140 Gußeiſenwaaren, als: neue
Heitzoöfen, Bett und Sopha- Geſtelle, Räder zu Maſchinen, ſonſtige verſchiedene
Maſchinentheile, auch Brucheiſen, gegen ſofortige baare Zahlung in Preuß. Courant
öffentlich und meiſtbietend verkauft werden.

Agentur der Königl. Darlehns- Kaſſe zu Halle.

An vie Herren von der Reaction und Republik
Jhr Herrn der Reaction, Die Atheiſterei,

Jhr jubiliret ſchon Der Communiſtenbrei
Doch iſt's, halt! noch zu früh! Sind gar zu tolles Zeug!
Erſparet euch die Müh! Die ruiniren Euch!

Das alte Muckerthum Drum, ob auch euer Heer
Kommt nie zu neuem Ruhm; Mehr als der Teufel waär:
Und ſelbſt der Preußenſchein, Jhr kommt doch nicht zum Ziel!
Hilft ihm nicht auf die Bein'! Laßt denn das böſe Spiel!

Das merkt ihr ſelbſt recht gut; Nur wo im Vaterland
Drum ſeid ihr voller Wuth; Sich Fürſt und Volk die Hand
Das Eſſen ſchmeckt euch ſchlecht, Frei bieten zum Verein,
Und Keiner macht's euch recht! Da wird das Glück gedeihn!

Jhr Herrn der Republik, Da iſt man ohne Zwang,
Jhr ſenket jetzt den Blick; Aus lauterm Herzensdrang,
Und zwar mit vollem Recht; Gott und dem Konig treu,
Denn auch mit euch ſteht's ſchlecht! Auch ohne Polizei!

Ein Mann der ſogenannten „flauen Mitte.“

Gebauerſche Buchdruckerei.

Gute ſchwarze Saamenwicken verkauft

billigſt Wagner,omplatz Nr. 922 e.

Ein Lehrling von guter Erziehung kann
zu Oſtern in die Lehre treten beim Tiſch-
lermeiſter Gotſche, Steinweg Nr. 1708.

Feldſchlößchen.
Heute, Mittwoch, Geſellſchaftstag und

friſche Pfannkuchen.

Eine große Wohnung, nahe am Wai-
ſenhauſe, Steinweg Nr. 1699, iſt zum
1. April an eine ruhige Familie zu ver
miethen.

Maille.
Heute, Mittwoch, Geſellſchaftstag und

friſche Pfannkuchen bei W. Bügler.

2 noch faſt ganz neue Pianoforte ſind
billig zu verkaufen in der Pianoforte-Nie
derlage von Steingräber Comp.,
Halle, Barfüßerſtraße Nr. 90.

Reſtauration Stumsdorf.
Auf vieles Verlangen

Sonnabend den 17. März Nachm. 4 Uhr

Großes Militär-Concert,
gegeben vom Muſikchor des Königl. 19.

Jnfanterie-Regiments,
nach dem Concert iſt Ball

wozu ergebenſt einladet
Buchbinder, Muſikmeiſter.
G. Gehre, Reſtaurateur.

i e e h aFamilienNachrichten.
Verlobungs- Anzeige.

Als Verlobte empfehlen ſich allen
Freunden und Bekannten

Eliſe Grunsfeld,
Caspari Goldſchmidt.

Heiligenſtadt und Halle.

Todes- Anzeige.
Geſtern, Nachmittags 1 Uhr, ver-

ſchied nach fuünfwochentlichen ſchweren Lei
den in Folge der Entbindung meine ge
liebte, treue Gattin, Johanne Auro-
ra, geb. Poppe. Jndem ich theilneh
menden Verwandten und Freunden tiefge
beugt dieſe Anzeige widme, bitte ich, un
ſern Schmerz durch Beileidsbezeugungen
nicht zu vergroößern.

Löbejün, den 12. März 1849.
Der Rector Becker,

zugleich im Namen der beiderſeitigen
Eltern und Geſchwiſter.
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Beilage zu Nr. 61 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Mittwoch, den 14. März 1849.
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Deutſchland.
Berlin, d. 12. März. Sobald Herr Bunſen in Lon-

don die Aufkündigung des Waffenſtillſtandes von Seiten Dä-
nemarks erfuhr, brach er ſofort die Friedensunterhandlungen
ab. Lord Palmerſton machte dem daniſchen Geſandten über
das brüske Verfahren ſeiner Regierung ernſtliche Vorſtellungen,
die auf die ferneren Schritte Danemarks nicht ohne Einfluß
ſein dürften. Jn Berlin wird fortwährend unterhandelt, und
zwar durch denſelben däniſchen Bevollmächtigten der den Waf-
fenſtillſtand bei der hieſigen Regierung aufgekundigt hat. Offen
bar hegt Dänemark ein allzu blindes und durch nichts zu recht-
fertigendes Vertrauen in die Hülfe Rußlands, das den über-
ſpannten Forderungen der Daänen jedenfalls den Rucken deckt.
Es iſt ausgemacht, daß bei unſerer Regierung in der letzten
Zeit eine Note einlief, in der das St. Petersburger Kabinet
ſich zu Gunſten Dänemarks auf tie Verträge von 1815 be-
ruft. Auch gehört wenig Scharfſinn dazu, ein enges Buünd-
niß zwiſchen Oeſterreich und Rußland als bereits geſchloſſen
anzunehmen. Das Einverſtandniß des öſterreichiſchen Jnter-
nuntius in Konſtantionopel mit dem ruſſiſchen Geſchäftsträger
daſelbſt iſt eine unbeſtreitbare Thatſache: dagegen bedarf das
Gerücht die Pforte ſei entſchloſſen, der öſterreichiſchen Regie
rung ihre Flotte zur Bezwingung Venedigs zur Verfügung zu
ſtellen keiner Widerlegung. Das tuürkiſche- Miniſterium hegt
weder fur Oeſterreich, noch für Rußland beſondere Sympa-
thieen, und das eifrige Beſtreben des ruſſiſchen Kabinettes,
ſeine Flotte nach dem Mittelmeer auslaufen zu laſſen, mochte
vorerſt ein frommer Wunſch bleiben. Unſerer Regierung liegt
es ob, allen Jntriguen, die ſich gegen Preußen und Deutſch
land anſpinnen, ein offenes und gerades Verfahren entgegen-
zuſetzen. Geruſtet iſt Preußen auf alle Faälle: in 14 Tagen
können wir ein Heer von 300,000 Mann ins Feld ſtellen.
Glauben denn die öſtlichen Machte, eine Allianz zwiſchen Deutſch
land, England und Frankreich wäre eine Unmoglichkeit? Ge-
wiſſe Verbindungen machen ſich von ſelbſt gewiſſen Anſprüchen

gegenüber. (D. R.)Berlin, d. 13. März. Der Fürſt von Pückler iſt
nach Branitz von hier abgereiſt.

Die den Kammern vorgelegten Repreſſiv- Geſetze lau-
ten nach der Deutſchen Reform folgendermaßen

Wir Jude Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu-
en c. c.

ertheilen Unſerem Miniſter des Jnnern hierdurch den Auftrag den Kam-
mern in Unſerem Namen die beiliegenden drei Geſetz Entwürfe, betreffend

a) die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden
Mißbrauchs des Verſammlungs und Vereinigungsrechtes

b) das Anheften von Anſchlagezettein und Plakaten in Städten und Ort-
ſchaften ſo wie den Verkauf und das Vertheilen von Druckſchriften
oder bildlichen Darſtellungen in öffentlichen Straßen,

c) das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung
ſeine Gedanken frei zu äußern,

zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen.
Gegeben Charlottenburg, den 2. März 1849.

(gez.) Friedrich Wilhelm.
Crmach (gegengez.) v. Manteuffel.

Allerhöchſte Ermächtigung.hat s Geſetz Entwurf,
betreffend die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung

gefährdenden Mißbrauchs des mung und Vereinigungs
Rechts.

g. 1. Vereine und Verſammlungen welche ſtrafbare Zwecke verfol
gen oder zur Erreichung erlaubter Zwecke ſich verbrecheriſcher Mittel bedie
nen, ſind verboten und unterliegen der geſetzlichen Ahndung.

S. 2. Verſammlungen zur Berathung öffentlicher Angelegenheiten.
Von allen Verſammlungen in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert
oder berathen werden ſollen, hat der Vorſteher, Unternehmer Ordner,

Leiter oder der Jnhaber des Verſammlungs Lokals, mindeſtens 24 Stun
den vor dem Beginne der Verſammlung unter Angabe des Orts und der
Zeit derſelben, Anzeige bei der Ortsbehörde zu machen welche darüber
ſofort eine Beſcheinigung ertheilt.

Die Berufung einer ſolchen Verſammlung darf weder unter einem fal
ſchen, noch unter einem Geſammt Namen geſchehen.

S. 3. Bei dergleichen Verſammlungen muß Jedermann der Zutritt
geſtattet werden die Orts Polizeibehörde iſt jedoch ermächtigt, auf den An
trag der Vorſteher, Ordner oder Leiter zu geſtatten daß dieſe Oeffentlich
keit ausgeſchloſſen oder beſchränkt werde. Verſammeln ſich die Mitglieder
ſolcher Vereine, welche ihre Statuten der Orts Polizeibehörde einzureichen
haben (S. 10.), ſo haben fie den vierten Theil der Plätze für diejenigen frei
zu laſſen, welche dem Vereine fremd ſind.

J. 4. Polizei Beamte dürfen ſolchen Verſammlungen nur in der
Dienſtkleiduug oder unter ausdrücklicher Kundgebung ihrer dienſtlichen Eigen-
ſchaft beiwohnen dies gilt auch von den Militairperſonen, inſofern ihnen
die Theilnahme nach den Disziplinar Vorſchriften geſtattet iſt (Artikel 32.
der Verfaſſungs Urkunde).

S. 5. Die Orts Polizeibehörde iſt befugt, in jede ſolche Verſammlung
zwei Polizei Beamte oder zwei durch beſondere Abzeichen erkennbare Abge
ordnete zu ſenden, denen ein angemeſſener Platz nach ihrer Wahl einzuräu-
men iſt, und welche ermächtigt ſind, über alle ihre Wahrnehmungen eine
Verhandlung aufzunehmen.

J. 6. Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner Leiter der Verſammlung
und die Jnhaber des Verſammlungs Lokals ſind verpflichtet, den Abgeord
neten der Obrigkeit auf Verlangen den eigenen, ſo wie Namen Stand

Wohnrng der Redner, welche in der Verſammlung auftreten anzu
geben.

Die Dauer der Verſammlung darf die zur Schließung öffentlicher Orte
feſtgeſetzte Zeit nicht überſchreiten-

S. 7. Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter der Verſamm
lung dürfen nicht geſtatten, daß in derſelben Anträge oder Vorſchläge erör
tert werden welche eine Aufreizung oder Aufforderung zu einer ſtrafbaren
Handlung enthalten.

S. 8. Verſammlungen deren Verhandlungen wider die Vorſchriften
des 3. 7. verſtoßen, oder ein Verbrechen in ſich ſchließen, find die Abgeord
neten der Polizeibehörde aufzulöſen befugt; fie können den Uebertreter des
Geſetzes verhaften, und Jeder in der Verſammlung iſt verpflichtet, ihnen
bei Ausführung ihres Amtes auf Erfordern Beiſtand zu leiſten

H. 9. Sobald der Abgeordnete der Polizeibehörde die Verſammlung
für aufgelöſt erklärt hat, ſind alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu
entfernen.

Dieſe Aufforderung iſt nöthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur
Ausführung zu bringen.

S. 10. Vereine zur Beförderung öffentlicher Angele
genheiten. Die Vorſteher ſolcher Vereine, welche eine Einwirkung auf
öffentliche Angelegenheiten bezwecken, find verpflichtet, die Statuten und
Urkunden über Bildung, Verfaſſung und Wirkſamkeit des Vereins, ſo wie
alle Abänderungen binnen 24 Stunden nachdem ſie zu Stande gekommen,
der Orts Polizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen derſelben auch auf
Erfordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen.

S. 11. Beſtimmungen: a) bei Verſammlungen über
haupt. Niemand darf, ohne daß ihn ſein Amts oder Dienſtverhältniß
dazu berechtigt, bewaffnet in einer Verſammlung erſcheinen.

S. 12. b) bei Verſammlungen unter freiem Himmel oder
bei Auf zügen. Die Beſtimmungen der S. 2. bis 9. dieſes Geſetzes fin
den bei Verſammlungen unter freiem Himmel auch dann Anwendung wenn
darin andere als öffentliche Angelegenheiten erörtert und berathen werden.

S. 13. Die Orts- Polizeibehörde iſt befugt, dergleichen Verſammlun-
gen zu verbieten, wenn fie dieſelben für die öffentliche Sicherheit oder Ord
nung gefährlich erachtet.

J. 14. Währrnd der ganzen Dauer der Sitzungs- Periode beider Kam-
mern der Volksvertretung dürfen innerhalb der Entfernung von fünf Mei
len von dem Orte des Sitzes derſelben Verſammlungen unter freiem Him-
mel nicht ſtattfinden.

S. 15. Verſammlungen bedürfen der vorgängigen Genehmigung der
Orts-Polizeibehörde, wenn ſie auf öffentlichen Plätzen in Städten und Ort
ſchaften oder auf Straßen ſtattfinden ſollen.

g. 16. Dieſen Verſammlungen werden öffentliche Aufzüge gleichgeſtellt
bei Erſtattung der Anzeige oder Einholung der Genehmigung iſt der beab
ſichtigte Weg anzugeben. Gewöhnliche Leichenbegängniſſe werden jedoch
nicht hierher gerechnet. Auch bei kirchlichen Prozeſſionen bedarf es der vor
herigen Anzeige oder Genehmigung nicht, wenn ſie in der hergebrachten
Art ſtattfinden.

S. 17. Strafbeſtimmungen. Zuwiderhandlungen gegen die Vor
ſchriften der 89. 2. 3. 5. 6. 8. 10. dieſes Geſetzes ziehen eine polizeiliche
Strafe bis zu 50 Rthlr. nach ſich.
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g. 18. Wer den in den K. 7. und 9. gegebenen Beſtimmungen zu

widerhandelt, hat Geldbuße bis zu 200 Rthlr. oder Gefängniß bis zu ſechs
Monaten verwirkt.

g. 19. Iſt die Verſammlung unter freiem Himmel von der Orts
Polizeibehörde unterſagt, oder den Vorſchriften der S. 14. und 15. zu
wider unternommen, ſo hat Jeder welcher dazu auffordert oder auffor
dern läßt, oder darin als Ordner, Leiter oder Redner thätig iſt, eine
Geldſtrafe bis zu 200 Rthlr., oder Gefängniß bis zu ſechs Monaten und
Jeder welcher an der Verſammlung Theil nimmt, eine Geldbuße bis zu
5 Rthlr. verwirkt.

20. Wer auffordert, in einer Verſammlung mit Waffen zu er
ſcheinen, oder die Aufforderung hierzu verbreiten läßt, iſt mit Gefängniß
von ſechs Wochen bis zu einem Jahre zu beſtrafen.

g. 21. Wer gegen das Verbot des V. 11., an Verſammlungen
bewaffnet Theil nimmt, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten be
raft.e 22. W Wer an öffentlichen Orten oder bei öffentlichen Zuſammen

künften Erkennungs oder Verſammlungszeichen, oder ſonſtige äußere Ab
zeichen, welche zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit
durch Geſetz oder Verordnungen der Ortspolizeibehörde verboten worden
ſind, trägt, ausſtellt, verkauft, oder auf ſonſtige Weiſe verbreitet, wird mit
Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft.

9. 23. Auf die durch das Geſetz angeordneten Verſammlungen finden
die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung.

Beglaubigt.
Der Miniſter des Jnnern.

v. Manteuffel.
Geſetz Entwurf

betreffend: das Anheften von Anſchlagzetteln und Plakaten
in Städten und Ortſchaften, ſo wie den Verkauf und das
Vertheilen von Druckſchriften oder bildlichen Darſtellun-

gen in öffentlichen Straßen.
S. 1. Mit Ausnahme der Bekanntmachungen öffentlicher Behörden,

dürfen Anſchlagezettel und Plakate nur Anzeigen über öffentliche Vergnügen,
Verkäufe Auktionen, geſtohlene, verlorene oder gefundene Sachen oder ähn
liche Nachrichten für den gewerblichen Verkehr, oder Einladungen zu erlaub-
ten, geſetzlich angezeigten oder genehmigten Verſammlungen enthalten und
in Städten und Ortſchaften nur an denjenigen Stellen, welche die Orts-
polizei Behörde zu dieſem Zwecke geſtattet, angeheftet, angeſchlagen oder in
ſonſtiger Weiſe öffentlich ausgeſtellt werden. Die zur Ausführung dieſer
Vorſchrift erforderlichen Beſtimmungen werden von den OrtspolizeiBehör-
den getroffen.

d. 2. Wer auf öffentlichen Straßen zur Verbreitung im Publikum
beſtimmte Druckſchriften oder bildliche Darſtellungen verkaufen oder verthei-
len, oder das Anheften derſelben gewerbsmäßig betreiben will bedarf dazu
einer Erlaubniß der Ortspolizei-Behörde, und muß den Erlaubnißſchein, in
welchem ſein Name ausgedrückt iſt, bei ſich führen. Die Erlaubniß kann
jederzeit zurückgezogen werden.

g. 3. Zuwiderhandlungen wider die vorſtehenden Vorſchriften (HH. 1.
u. 2.) ziehen polizeiliche Ahndung bis zu 50 Thlr. Geldbuße oder ſechs Mo
nate Gefänguiß nach ſich.

Beglaubigt.
Der Miniſter des Jnnern.

v. Manteuffel.

Motivezu dem Entwurfe eines Geſetzes, betreffend das Auheften
von Anſchlagezetteln und Plakaten in Städten und Ort-
ſchaften, ſo wie den Verkauf und das Vertheilen von
Druckſchriften und bildlichen Darſtellungen auf öffent-

lichen Straßen.
Eine gleichförmige Erfahrung hat gezeigt, daß durch die unbeſchränkte

Geſtattung des Anheftens von Anſchlagezetteln und Plakaten in Städten
und Ortſchaften die öffentliche Ordnung gefährdet und die Freiheit und Si-
cherheit des Verkehrs gehemmt wird, indem dadurch augenblickliche und
heftige Aufregungen erzeugt, auf öffentlichen Straßen und Plätzen Stockun-
gen der freien Cirkulation herbeigeführt und Zuſammenläufe veranlaßt und
verlängert zu werden pflegen.

Außerdem hat ſich der fernere Uebelſtand herausgeſtellt, daß durch das
Anheften von Plakaten, insbeſondere öffentliche Gebäude Denkmäler oder
andere Gegenſtände die züm öffentlichen Nutzen oder zur öffentlichen Ver-
ſchönerung beſtimmt ſind betroffen, entſtellt und beſchädigt werden; nicht
ſelten ſind überdies ſolche Anſchlagzettel, welche gewerbliche Anzeigen ent
hielten, durch Plakate anderen Jnhalts bedeckt oder verdrängt worden.

Die Beſeitigung dieſer Jnkonvenienzen kann nur erreicht werden,
wenn im Jntereſſe der öffentlichen Ordnung und eines für Alle unge-
hemmten Verkehrs auf öffentlichen Straßen und Plätzen die Anheftung
von Anſchlagezetteln und Plakaten der Regel nach nicht geſtattet wird,ſolche Veröffentlichungen jedoch, welche lediglch Anzeigen über Vergnügun

gen Verkäufe, Auktionen ſoder ähnliche Nachrichten für den gewerblichen
Verkehr, oder einfache Einladungen zu erlaubten, geſetzlichz angezeigten,
oder genehmigten Verſammlungen enthalten, ſollen ferner an den von
der Ortspolizei nicht aus geſchloſſenen Stellen angeheftet oder angeſchlagen
werden dürfen ingleichen ſind ſolche Bekanntmachungen auszunehmen,
welche von öffentlichen Behörden ſelbſt ausgehen

Der beigefügte Geſetz Entwurf enthält in Verfolg des entwickelten
Geſichtspunktes eine fernere Vorſchrift in Betreff derjenigen Perſonen,
welche auf öffentlichen Straßen zur Verbreitung im Publikum beſtimmte
Druckſchriften oder bildliche Darſtellungen verkaufen, oder vertheilen, oder
das Anheften derſelben gewerbmäßig betreiben wollen ſie tragen nichts
minder zur Beeinträchtigung des freien Verkehrs und der ungehinderten
Cirkulation bei, wenn ſie in großer Zahl die Straßen durchziehen, die
belebteſten Punkte beſetzen und durch ungeſtümes Andrängen die Vorüber-
gehenden beläſtigen. Jm Anſchluſſe an den F. 48 der Allgemeinen Ge-
werbe- Ordnung vom 17. Januar 1845 iſt daher dieſe Beſchäftigung von
der vorgängigen und dem Widerrufe unterworfenen Erlaubniß der Orts-
polizeibehörde abhängig zu machen damit ein übermäßiger Andrang ab
gewehrt, und die Ermächtigung nur ſolchen Perſonen ertheilt werde, ael-
che nach ihrem Alter und ihrer Unbeſcholtenheit vorausſetzen laſſen daß
ſie weder zur Beläſtigung des Publikums gereichen, noch zur Gefährdung
der Ruhe und Ordnung auf öffentlichen Plätzen und Straßen beitragen
werde.

Der Beruf und die Berechtigung der öffentlichen Sicherheitsbehörden,
auf öffentlichen Plätzen und Straßen für die allgemeine Ordnung und
Sicherheit zu ſorgen und daher alles fern zu halten, was dieſelbe beein-
trächtigt und gefährdet, unterliegt keinem Zweifel.

Die in dieſem Sinne vorgeſchlagenen Maßregeln haben jedoch gleich
zeitig die Bedürfniſſe des Handels der Jnduſtrie und des gewerblichen
Verkehrs nicht außer Acht gelaſſen.

Geſetz- Entwurf
betreffend: das Recht durch Wort, Schrift, Druck und

bildliche Darſtellung ſeine Gedanken frei zu äußern.
H. 1. Auf jeder Druckſchrift muß der Name und Wohnort des Druckers

enthalten ſein.
Außerdem muß auf Druckſchriften, welche für den Buchhandel oder

zu weiterer Verbreitung im Publikum beſtimmt ſind, auch der Name und
Wohnort des Verlegers oder Kommiſſionairs, oder endlich des Verfaſſers
oder Herausgebers, welcher ein Werk im Selbſtverlage erſcheinen läßt,
genannt ſein.

S. 2. Was in dieſem Geſetze von Druckſchriften geſagt iſt, gilt von
allen auf mechaniſchem Wege irgend einer Art vorgenommenen Vervielfäl-
tigungen von Schriften bildlichen Darſtellungen, mit oder ohne Schrift,
und von Muſikalien mit Text oder ſonſtigen Erläuterungen.

3. Wer eine Zeitung oder periodiſch erſcheinende Zeitſchrift in
monatlichen oder kürzeren Friſten herausgeben will, iſt verpflichtet der
Ortspolizeibehörde vor der Herausgabe, in einem ihr einzureichenden Plane,
die Zeitabſchnitte, in denen ſie erſcheinen ſoll den Titel, ſo wie den Ver
leger und den Herausgeber, wenn dieſer von dem Verleger verſchieden
iſt, und jede hierin vorzunehmende Aenderung 'vor deren Eintritte an
zuzeigen-

Jeder Blatt, Heft oder Stück einer Zeitung oder Zeitſchrift muß den
Namen und Wohnort des Verlegers, ſo wie des Herausgebers wenn die
ſer von dem Verleger verſchieden iſt und des ODruckers enthalten.

S. 4. Druckſchriften, welche den vorſtehenden Vorſchriften (88. 1.
und 3.) nicht entſprechen dürfen von Niemanden verbreitet werden.

S. 5. Der Verleger einer nicht periodiſchen Druckſchrift, ſo wie Der
jenige, in deſſen Kommiſſion eine nicht periodiſche Druckſchrift erſcheint,
ingleichen Derjenige, welcher eine ſolche Schrift, ohne ſie in Kommiſſion
zu geben im Selbſtverlage erſcheinen läßt iſt verpflichtet, zugleich mit
der Herausgabe des Werkes eine ſchriftliche Anzeige, welche den Titel des
Werkes enthalten muß, bei der Ortspolizeibehörde einzureichen auch der
ſelben auf Verlangen ein Exemplar der Druckſchrift vorzulegen. Daſſelbe
muß inſofern eine gerichtliche Verfolgung nicht eintritt, binnen ſechs Wo
chen zurückgegeben werden.

Jn Betreff der Verpflichtung zur Abgabe der Verlags Artikel an
die Landes Bibliothek und die Univerſitäts- Bibliotheken verbleibt es bei
den beſtehenden Beſtimmungen.

S. 6. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer in monatlichen oder
kürzeren Friſten erſcheinenden Zeitſchrift, welche Anzeigen aufnimmt, iſt
verpflichter, jede ihm von öffentlichen Behörden zu dieſem Zwecke mit
getheilte amtliche Bekanntmachung in das nächſte Stück aufzunehmen.

Ebenſo iſt der Herausgeber einer Zeitung oder einer in monatlichen
oder kürzeren Friſten erſcheinenden Zeitſchrift verpflichtet, Entgegnungen,
zu welchen ſich die betheiligte Staatsbehörde veranlaßt ſindet, in das
nächſte Stück des Blattes koſtenfrei aufzunehmen und ſolchen Entgeg
nungen gleichen Platz anzuweiſen, an welchem ſich der angreifende Artikel
befunden hat.



Daſſelbe gilt von den Entgegnungen ſolcher Privat Perſonen,
welche in der Zeitſchrift Angriffe erlitten haben. Ueberſteigt der Um
fang der Entgegnung den Umfang des Artikels, auf welchen die Ent
segiprg ſich bezieht, ſo ſind für die überſchießenden Zeilen Einrückungs
gebühren zu zahlen.

7. Die Verletzung der in den F. 1., 3., 4., 5. und 6. ertheil-
ten Vorſchriften hat, ohne Rückſicht auf den Jnhalt einer Schrift, eine
Geldbuße bis zu 100 Thalern zur Folge.

Die Strafe iſt Gefängniß bis zu zwei Monaten und GSeldbuße bis
zu 100 Thalern, wenn eine der durch die ſ. 1. und 3. erforderte An
gaben falſch iſt; ſie trifft den Verbreiter jedoch nur dann, wenn er
von der Unrichtigkeit der Angabe Kenntniß hat.

F. 8. Für den Jnhalt einer Druckſchrift iſt zunächſt der Verfaſſer
verantwortlich wenn er bekannt iſt und er ſich zugleich im Bereiche
der richterlichen Gewalt des Staates befindet.

Fehlt es an einer dieſer Vorausſetzungen oder wird erwieſen, daß
die Veröffentlichung wider Wiſſen und Willen des Verfaſſers erfolgt
iſt, ſo trifft die Verantwortlichkeit, ohne daß es eines weiteren Rach
weiſes der Komplizität (Mitſchuld) bedarf den Herausgeber; ſie geht
weiter auf den Verleger oder Kommiſſionair, auf den Drucker und auf
den Verbreiter, und zwar in dieſer Reihefolge über, inſofern der vor
her Berantwotrtliche nicht bekannt oder nicht im Bereiche der richterli-
chen Gewalt des Staates iſt.

Zugleich iſt nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen über
di Theilnahme an Vergehen jeder verantwortlich, welcher wiſſentlich bei
Herſtellung oder Verbreitung einer geſetzwidrigen Druckſchrift mitgewirkt
hat insbeſondere iſt jeder Herausgeber einer Zeitung oder Zeitſchrift als
Theilnehmer dann verantwortlich wenn der ſtrafbare Jnhalt eines Arti-
kels ihm nicht entgehen konnte.

Mehrere Herausgeber einer Zeitung oder Zeitſchrift ſind ſolidariſch
verantwortlich.

H. 9. Wenn an öffentlichen Orten oder in öffentlichen Zuſammen-
künften oder durch Druckſchriften, bildliche oder andere Darſtellungen,
welche verkauft, ausgetheilt oder ſonſt verbreitet, öffentlich ausgeſtellt oder
angeſchlagen werden zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens
auffordert, wird wenn das Verbrechen oder Vergehen demnächſt wirklich
begangen wird, nach den Grundſätzen über die Anſtiftung und Theilnahme
bei Vergehen, wenn aber die Aufforderung ohne irgend einen Erfolg ge-
weſen, mit Geldbuße bis zu Fünfhundert Thalern oder mit Gefangniß
bis zu drei Jahren beſtraft.

Die Strafe iſt jedoch Zuchthausſtrafe von drei bis zehn Jahren, wenn
eine ſolche Aufforderung, welche ohne Erfolg geblieben, auf eins der
durch H. 92. Th. II. Tit. 20. des Allgemeinen Landrechts oder Art. 86.
und 87. des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs vorgeſehenen Vergehen gerich-
tet war

H. 10. Wer auf eine der im H. 9. angeführten Weifen die in dem
Eigenthume und in der Familie beruhenden Grundlagen der bürgerlichen
Geſellſchaft angreift, oder die Bürger zum Haſſe oder zur Verachtung
gegen einander anreizt, hat Gefängniß bis zu zwei Jahren verwirkt.

H. 11. Wer auf eine der im H. 9. angeführten Weiſen
1) thatſächliche Unwahrheiten ſei es mittelſt Erdichtung von Tharſachen,

fei es mittelſt Entſtellung wahrer Thatſachen anführt oder verbrei-
tet, welche in der Vorausſetzung ihrer Wahrheit geeignet wären, Haß
oder Verachtung gegen die Einrichtung des Staates oder die Staats
regierung zu begründen;

2) über eine geſetzlich beſtehende Religionsgeſellſchaft oder ihre Lehren,
Einrichtungen und Gebräuche in einer Weiſe ſich anläßt, welche Haß
oder Verachtung gegen dieſelbe zu verbreiten geeignet wäre,

wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft.
12. Wer durch Wort Schrift, Druck, Zeichen bildliche oder an

dere Darſtellung die Ehrfurcht gegen den König verketzt, wird mit Ge-
fängniß von zwei Monaten bis zu fünf Jahren beſtraft. Gleiche Strafe
trifft denjenigen, welcher in der oben angegebenen Weiſe die Königin
bekerdigt. Wer auf dieſelbe Weiſe den Thronfolger ein anderes Mitglied
Des Königlichen Haufes oder das Oberhaupt eines deutſchen Staats beleidigt,
wird mit Gefängniß von einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft.

C. 43. Wer in Beziehung auf einen Andern unwahre Thatſachen
behauptet oder verbreitet, welche denſelben in der öffentlichen Meinung dem
Haſſe oder der Verachtung auszuſetzen geeignet ſind, macht ſich der Ver
leumdung ſchuldig.

14. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten
Thatſachen kann durch alle geſetzlich zuläſſigen Beweismittel geführt wer
den. Jſt jedoch die dem Anderen beigemeſſene Handlung mit Strafe be-
droht, ſo iſt der Beweis der Wahrheit nicht zuläſſig, wenn eine Freiſpre
chung durch ein rechtskräftiges Erkenntniß erfolgt iſt.

K. 15. Die Behauptung oder Verbreitung erweislich wahrer That-
fachen iſt als Beleidigung zu beſtrafen, wenn ſie in einer ſolchen Form
oder unter ſolchen Umſtänden ſtattgefunden hat daß daraus die Abſicht
einer Beleidigung hervorgeht.
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S. 16. Sind die behaupteten oder verbreiteten Thatſachen ſtrafbare
Handlungen und iſt wegen derſelben bei der zuſtändigen Behörde Anzeige
gemacht], ſo muß bis zu dem Beſchluſſe, daß die Eröffnung einer Unter
ſuchung nicht ſtattfinde, oder bis zur Beendigung der eingeleiteten Unter
ſuchung mit dem Verfahren und der Entſcheidung über die Verleumdung
inne gehalten werden.

S. 17. Die Verleumdung wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre
beſtraft.

Wenn die Verleumdung an öffentlichen Orten oder bei öffentlichen
Zuſammenkünften oder durch Schriften, bildliche oder andere Darſtel-
lungen begangen worden iſt, welche verkauft, ausgetheilt oder ſonſt
verbreitet oder öffentlich ausgeſtellt oder angeſchlagen worden ſind, ſo
iſt die Strafe Gefängniß bis zu achtzehn Monaten. Sind mildernde
Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe auf Geldbuße bis zu Fünf
hundert Thalern beſtimmt werden.

S. 18. Jn Betreff der Beleidigungen welche die Merkmale
Verleumdung nicht enthalten, verbleibt es bei den beſtehenden Ge

etzen.

S. 19. Wer
eine der beiden Kammern,

2) ein Mitglied der beiden Kammern während der Dauer ihrer Sitzun
gen oder einen Geſchwornen,

3) eine ſonſtige politiſche Körperſchaft, eine öffentliche Behörde, ein
Mitglied derſelben, einen öffentlichen Beamten, einen Religions
diener, oder ein Mitglied der bewaffneten Macht, in Beziehung
auf ihren Beruf, oder während ſie in der Ausübung der Verrich
tungen ihres Berufs begriffen ſind, durch Wort, Schrift, Druck,
Zeichen, bildliche oder andere Darſtellung beleidigt, wird mit Ge
fängniß bis zu neun Monaten beſtraft.

Hat die Beleidigung den Charakter der Verleumdung, ſo, iſt die
Strafe Gefängniß bis zu achtzehn Monaten.

Jſt die Verleumdung an öffentlichen Orten oder bei öffentlichen
Zuſammenkünften, oder durch Schriften, bildliche oder andere Darſtel
lungen begangen, welche verkauft, ausgetheilt oder öffentlich verbreitet
worden ſind, ſo iſt die Strafe Gefängniß bis zu zwei Jahren.

Jn allen Fällen kann, wenn mildernde Umſtände vorhanden ſind,
auf Geldbuße bis zu 500 Thalern erkannt werden.

Die Verfolgung der unter 2. bezeichneten Beleidigungen findet nur
auf den Antrag des Beleidigten ſtatt.

S. 20. Wenn eine Verurtheilung wegen einer Beleidigung ausge
ſprochen wird, welche an öffentlichen Orten oder bei öffentlichen Zuſam
menkünften, oder durch Schrift, bildliche oder andere Darſtellungen ver
übt worden iſt, die verkauft, vertheilt oder ſonſt verbreitet, oder öffent
lich ausgeſtellt oder angeſchlagen worden ſind, ſo kann die öffentliche
Bekanntmachung des Urtheils auf die in demſelben zu beſtimmende Art
und Weiſe auf Koſten des Verurtheilten angeordnet werden.

S. 21. Wer Druckſchriften (9. 2.) verkauft, vertheilt, oder ſonſt
verbreitet, oder öffentlich ausſtellt, oder anſchlägt, welche die guten
Sitten verletzen, wird mit Geidbuße bis zu Ginhundert Thalern, oder
Gefänguiß bis zu einem Jahre beſtraft.

S. 22. Die Polizeibehörden ſind berechtigt, jede zur Verbreitung
beſtimmte Druckſchrift, auch wenn mit deren Ausgabe bereits begonnen
worden, wo ſie ſolche vorfinden, mit Beſchlag zu belegen inſofern die-
ſelbe den Vorſchriften der S8. 1. und 3. nicht entſpricht, oder deren
Jnhalt ein Verbrechen oder Vergehen begründet, welches von Amtswe-
gen verfolgt werden kann; ſie müſſen alsdann jedoch innerhalb 24
Stunden nach der Beſchlagnahme die gerichtliche Verfolgung beantra
gen. Das Gericht hat über die Fortdauer oder Aufhebung der ver
hängten vorläufigen Beſchlagnahme ſchleunigſt zu befinden.

9. 23. Wird durch Urtheil eine Druckſchrift als ſtrafbar erklärt
(SS. 20. 21. 22.), ſo iſt zugleich die Beſchlagnahme und die Vernich
tung aller vorfindlichen Exemplare und der dazu beſtimmten Platten
und Formen auszuſprechen.

S. 24. Die in den 9. 10. 11. und 12. dieſes Geſetzes aufge
führten Vergehen gehören zur Kompetenz der Schwurgerichte und in
denjenigen Landestheilen, in welchen ſolche noch nicht beſtehen, bis zu
deren Einführung vor die ordentlichen Gerichte unter der am Schluſſe
des H. 184. der Verordnung vom 3. Januar d. J., enthaltenen näheren
Beſtimmung.

Jn Betreff der in dieſem Geſetze in den 69. 13 19 erwähnten
Beleidigungen und durch 7. vorgeſehenen Vergehen gegen die Polizei
der Preſſe verbleibt es bei dem H. 3 der Verordnung vom 15. April 1848
über das Verfahren bei politiſchen und Preßvergehen in der Rheinprovinz
und der Schlußbeſtimmungen des H. 61. der Verordnung vom 3. Januar
v. J., über die Einführung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens
mit Geſchwornen in Unterſuchungsſachen.

H. 25. Alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehende Be
ſtimmungen namentlich das Preßgeſetz vom 17. März 1848, die 99. 151
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—455, 620, 631 Th. II. Tit. 20 Allgemeinen Landrechs, Art. 201, 204
des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs find aufgehoben.

Beglaubigt
Oer Miniſter des Jnnern.

v. Manteuffel.
Motivezu dem Entwurfe eines Geſetzes, betreffend das Recht durch

Wort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung ſeine Ge
danken frei zu äußern.

Durch den Artikel 25. der Verfaſſungs Urkunde iſt die Verkündigung
eines beſonderen vorläufigen Geſetzes vorbehalten worden durch welches
ſchon vor der Reviſion des Strafrechts die Ahndung ſolcher Vergehen,
welche durch Wort Schrift, Druck oder bildliche Darſtellung begangen
werden, umfaßt werden ſoll. Zugleich wird es erforderlich, die Beſtim
mungen des Geſetzes über die Preſſe vom 17. März 1848 Geſetz Samm-
lung 1848, welche bereits durch die Verordnung vom 6. April 1848 Ge
ſetz Sammlung S. 87) modifizirt worden ſind, mit Rückſicht auf die
Art. 24 und 26 der Verfaſſungs- Urkunde einer Reviſion zu unterwerfen,
und endlich die näheren Regeln der Verantwortlichkeit für diejenigen Per-
ſonen welche wegen eines durch die Preſſe begangenen Vergehens in An
ſpruch genommen werden können feſtzuſtellen.

Der zu dieſem Zwecke vorgelegte Entwurf enthält zuvörderſt im
Anſchluſſe an den letzten Satz des Art. 26 der Verfaſſungs Urkunde
und an die bisher nicht aufgehobenen oder modiſizirten Vorſchriften des Ge
ſetzes vom 17. März 1848 die Beſtimmungen über die Vergehen gegen die
Polizei der Preſſe, deren Beibehaltung angemeſſen erſchienen.

Unter der Bezeichnung „Druckſchriften““ find nach 2 alle Preß
Erzeugniſſe zu verſtehen welche auf mechaniſchem Wege in irgend einer
Art vervielfältigt werden. Die Vorſchrift, daß alle Oruckſchriften die An arund auf dieſelbe weder ein Vergehen ausgeführt, noch eine fernere mit

t nachgabe des Verlegers und des Druckers enthalten müſſen erſtreckt ſich, nach e an in Dtrhindung ſtehende Handlung gefolgt iſt, ſo be

z z x ie Verſchuldung auf die Veröffentlichung der Aufforderungriften dieſe Beſtimmung (S. 7.) war indeſſen beſonders zu wiederholen Hrankt ſich die g g rung,Wo l per weiſe zu ſetzen, daß die Perſonen velche im Falle einer er War ein beſonderes, dem Gebiete des Preßgeſetzes angehöriges
ſtrafrechtlichen Verfolgung bekannt ſein müſſen auf jedem Blatte, Hefte ergehen betrachten läßt.

der Natur der Sache, auch auf Zeitungen und periodiſch erſcheinende Zeit

oder Stücke angegeben werden ſollen. Von der Herausgabe von Zeitungen
und Zeitſchriften iſt zugleich der Ortspolizei Behörde Kenntniß zu geben,
damit ſie in den Stand geſetzt wird, die Erſcheinungen im Gebiete der
Preſſe zu überſehen, auf welche ſie ihre Aufmerkſamkeit zu richten hat.

Eine ähnliche Beſtimmung enthält der S. 5. in Anſehung nicht perio-
diſcher DOruckſchriften. Es erſchien hierbei angemeſſen eine Friſt zu beſtim-
men, binnen welcher ſolche Druckſchriften (S. 5.), deren Vorlegung ver
langt worden zurückgegeben werden müſſen inſofern eine gerichtliche Ver
folgung nicht eingeleitet wird. Neben der Verpflichtung, der Ortspolizei
Behörde unter dieſer Maßgabe auf Verlangen ein Exemplar jeder nicht
periodiſchen Druckſchrift vorzulegen, wird im Jntereſſe der wiſſenſchaft
lichen Jnſtitute des Staats, die in der Verordnung vom 28. Dezember
1824 Nr. 5. CGeſetzſammlung 1825 S. 2.) wiederholte Beſtimmung
beizubehalten ſein, wonach jeder Verleger ſchuldig iſt, von jedem ſeiner
Verlags- Artikel 2. Exemplare und zwar eins an die Landes Bibliothek,
das andere an die Univerſiräts-Bibliothek der Provinz, in welcher er wohnt,
unentgeltlich einzuſenden. Dieſe herkömmliche Anordnung, deren Aufhebung
den Verlegern keinen beſonderen Nutzen, den literariſchen Jnſtituten aber
großen Nachtheil bringen würde, kann nach ihrem Zwecke und ihrem Um-
fange als eine, die Freiheit der Preſſe beſchränkende Staatsauflage nicht
angeſehen werden.

Der Jnhalt des H. 6. ſchließt ſich theils dem beſtehenden Zuſtande,
theils dem im S. 4. Nr. 6. des Geſetzes vom 17. März v. J. an die Auf
nahme der amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher Behörden erfolgt in der
Regel ſchon im eigenen Jntereſſe der Zeitungen und Zeitſchriften ſelbſt es
erſcheint jedoch weſentlich nach dem Vorgange andrer Preßgeſetze (vgl. z. B.
S. 12. des Sächfiſchen Preßgeſetzes vom 18. Nov. 1848) in Anſehung amt-
licher Bekanntmachungen welche zu dieſem Zwecke von öffentlichen Behör
den mitgetheilt werden, die Verpflichtung zur Aufnahme in das nächſte
Stück auszuſprechen, damit die Veröffentlichung der Erlaſſe der Organe
der Staatsregierung ſicher geſtellt werde. Die Frage, ob die Aufnahme un-
entgeltlich geſchehen müſſe, iſt unberührt geblieben weil ſie den in dieſer
Beziehung faſt überall beſtehenden Verabredungen überlaſſen bleiben kann
fie hängt überdies mit der Aufhebung des Jntelligenzblatt -Zwanges zuſam
men, in welcher Beziehung beſondere Anordnungen vorbereitet werden.

Die H. 1. bis 6. umfaſſen die für Druckſchriften ohne Rückſicht auf
deren Jnhalt zu ertheilenden polizeilichen Anordnungen.

Jn dem Z. 8. folgen ſodann die Regeln über die Verantwortlich
keit für den Jnhalt einer Druckſchrift, welche ihre Grundlage im Ar-
tikel 26 der Verfaſſugs Urkunde finden. Wegen eines durch eine
Oruckſchrift begangenen Vergehens iſt zunächſt der Verfaſſer als Urheber
verantwortlich jeder, welcher außerdem wiſſentlich bei der Herſtellung oder
Verbreitung einer ſtrafbaren Druckſchrift mitgewirkt hat, iſt nach den all
gemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen über die Theilnahme an Vergehen zu
beurtheilen dieſer Satz findet daher auf Verleger, Drucker und Vertheiler

Anwendung wenn die Vorausſetzung einer ſolchen Betheiligung vorhanden
iſt. Jſt es richtig, daß fie in der Regel aus der bloßen gewerblichen
Thätigkeit jener Perſonen nicht gefolgert werden mag ſo muß im Jntereſſe
der Handhabung der Strafgewalt dieſer Standpunkt wenigſtens dann ver
laſſen werden, wenn der Verfaſſer nicht bekannt oder nicht im Bereich
der richterlichen Gewalt des Staates iſt, oder wenn er den Beweis liefert,
daß die Herausgabe wider ſein Wiſſen und ſeinen Willen erfolgt iſt die
Verantwortlichkeit geht dann auf den Herausgeber, den Verleger, den
Drucker und den Vertheiler über, ohne daß es eines ſonſtigen Beweiſes der
Komplizität bedarf. Dem im Artikel 26. der Verfaſſungs- Urkunde enthal
tenen Grundſatze entſpricht es zugleich, daß die genannten Perſonen nur in
der aufgeſtellten Reihenfolge in Anſpruch genommen werden, inſofern die
Verfolgung des zunächſt Verantwortlichen ſich als unmöglich oder erfolglos
darſtellt, weil er nicht bekannt oder nicht im Bereiche der richterlichen Ge
walt des Staats iſt.

Die H. 9. bis 23. enthalten die im Art. 25. der Verfaſſungs
Urkunde vorbehaltenen Strafbeſtimmungen. Es iſt davon ausgegangen
worden, daß die Vergehen welche durch Wort, Schrift Druck oder bild
liche Darſtellung unternommen oder begangen werden, an und für fich
nach den Grundſätzen über die Anſtiftung und Theilnahme bei ſtrafbaren
Handlungen zu beurtheilen find zur Herſtellung eines möglichſt gleich
förmigen Rechtszuſtandes bei Beſtrafung von Aufforderungen zu Vergehen,
auelche ohne irgend einen Erfolg geblieben jedoch entweder im Wege der
Preſſe oder auf eine ſonſtige Weiſe öffentlich geſchehen ſind, wird es in
deſſen erforderlich, für ſolche Provokationen eine beſondere Strafe anzu
drohen und dieſelbe in ihrem Umfange ſo zu beſtimmen daß ſie dem
richterlichen Ermeſſen mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit der ſtrafbaren
Handlung zu welcher aufgefordert worden, einen angemeſſenen Spiel-
raum gewährt. Wenn die Aufforderung gar keine Wirkung gehabt hat,

Als ein beſonderes Vergehen ſind ferner öffentliche Angriffe auf die
in dem Eigenthum und der Familie beruhenden Grundlagen der bürger-
lichen Geſellſchaft und öffentliche Anreizungen, welche die Bürger gegen
einander zum Haſſe und zur Verachtung vermögen ſollen bezeichnet wor

den, weil dadurch die Grundlagen des Staatslebens und der gemeinſamen
Wohlfahrt und Sicherheit gefährdet werden.

Die Beſtimmungen des S. 11 Nr. 1 ſollen dazu dienen, um an die
Stelle der 69. 151 155 Theil II. Titel 20 Allgemeinen Landrechts und
Art. 201 und 204 des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs zu treten.

Der H. 12 umfaßt die Majeſtäts- Beleidigung, inſofern ſie durch
Wort, Schrift, bildliche oder andere Darſtellung begangen wird dieſe
Vorſchriften konnten um ſo weniger fehlen als die Unverletzlichkeit des
Königs einen verfaſſungsmäßigen Grundſatz (Art. 41) bildet und in dem
größten Theile der Rheinprovinz die auf die Majeſtäts-Beleidigung bezüg-
lichen Strafgeſetze in Folge der Verordnung vom 15. April 1848 außer
Anwendung geſetzt, dieſe Lücke aber ſeitdem nicht ausgefüllt worden iſt.

Die folgenden Vorſchriften über die Beſtrafung von Beleidigungen,
welche durch Wort Schrift u. ſ. w. begangen worden, ſind vorzüglich
beſtimmt, um den Begriff der Verleumdung feſtzuſtellen, und die Be
ſtrafung dieſer beſonders ſchweren Art der Jnjurien gleichförmig zu regu-
liren. Jn Betreff der Beleidigungen, welche dieſen erſchwerenden Cha
rakter nicht haben mußte auf die beſtehenden Geſetze verwieſen werden,
weil deren Abänderung nicht füglich ohne Umgeſtaltung des Verfahrens
und der Kompetenz- Vorſchriften ausführbar iſt und daher ſehr weit ein
greifen würde.

Die ſtrengere Ahndung der gegen die Kammer, gegen ein Mitglied
derſelben oder gegen einen Geſchwornen verübten Jnjurien V. 19) be
darf keiner weiteren Begründung die beſonderen Pflichten öffentlicher
Behörden und Beamten u. ſ. w. die Nothwendigkeit, ihr Anſehen zu
ſchützen rechtfertigen die ſtrengere Beſtrafung ſolcher Beleidigungen wel
che in Beziehung auf den Beruf des Beleidigten, oder während er in der
Ausübung der Verrichtungen ſeines Berufs begriffen war, begangen wordeu.

Die im 24 enthaltenen Kompetenz Beſtimmungen ſchließen ſich
endlich den bereits beſtehenden Geſetzen an.

Dänemark.
Kopenhagen, d. 5. März. Der Miniſter der auswär

tigen Angelegenheiten hat nachſtehende Cirkular-Note, dies Kün
digung des Waffenſtillſtands von Malmoö betreffend, an die dä
niſchen diplomaliſchen Agenten im Auslande erlaſſen

„„Demnach der König, mein erhabener Gebieter, der Macht, welche
die am 26. Auguſt v. J. zu Malmö abgeſchloſſene Waffenſtillſtands Kon
vention mit unterzeichnet, ſeinen definitiven Entſchluß zu erkennen gegeben,
in keine Verlängerung des Zuſtandes der Dinge, den jene Konvention in
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den Herzogthümern Schleswig und Holſtein hervorgebracht, zu willigen,
ſo erachte ich es für meine Pflicht, die Aufmerkſamkeit der befreundeten
und verbündeten Mächte auf nachfolgende Bemerkungen zu richten wel
che die Beweggründe des obigen Beſchluſſes anzudeuten ſo wie darzuthun
bezwecken, wie ſehr Se. Majeſtät wünſche, daß ſelbiger nicht zur Wieder
eröffnung der Feindſeligkeiten führen möge. Die Ereigniſſe des ſeit der
Thronbeſteigung des Königs verfloſſenen Jahres gehören der Geſchichte an.
Ich glaube ſie daher mit Stillſchweigen übergehen und mich darauf be
ſchränken zu dürfen, alle ſolche, die in dem Entſchluß des Königs eine der
Aufrechthaltung des Friedens entgegenſtehende oder feindſelige Maßregel
erblicken möchten, zu erſuchen, daß ſie die gegenwärtige Lage des Königs
reiflich erwägen und die ſchmerzlichen Opfer nicht aus den Augen verlie-
ren, die Se. Majeſtät zur Herbeiführung einer Ausſöhnung gebracht,, die
aber bis jetzt ganz ohne Reſultat geblieben ſind. Die Herzogthümer Schles
wig und Holſtein ſchmachten noch unter dem Joch der inſurrektionellen Par
tei. Die Sicherheit ihrer Einwohner iſt gefährdet, ihre bürgerlichen Rechte
werden mit Füßen getreten, die Hülfsquellen des Landes vergeudet. Die
däniſche Bevölkerung Schleswigs iſt ohne Schutz den drückenden Vexatio
nen gegenüber und erhebt einen Nothſchrei, dem der König ſein Ohr nicht
verſchließen kann und der im Herzen eines jeden Dänen widerhallt. Der
König kann einen ſolchen Zuſtand nicht länger dulden, der, anſtatt die
Rückkehr zur Ordnung und Geſetzlichkeit vorzubereiten, leider nur neue
Keime der Zwietracht und der Anarchie mit ſich führt. Der König hofft,
daß die befreundeten und verbündeten Mächte die Gründe, die ihn zu ſol
chem Entſchluß bewegen, gehörig würdigen werden. Er überläßt ſich um
ſo mehr dieſer Hoffnung, da nicht allein die Grund Prinzipien des Staats
rechts er de auch die wohlverſtandenen Jntereſſen der anderen Regie
rungen ihm die Pflicht auferlegen, eine im Umfange ſeiner eigenen Staa-
ten ausgebrochene Empörung zu unterdrücken. Der gegenwartige Stand
der Dinge in den Herzogthümern iſt eben ſo ſchädlich fur die politiſche Mo
ral, deren Grundlagen er unterwühlt, als gefährlich für die däniſche Mo-
narchie und verderblich für die Beziehungen, die zwiſchen einem Monar-
chen und ſeinen Unterthanen beſtehen muſſen. Wollte der König ſich der
Verlängerung des Waffenſtillſtandes von Malmö nicht widerſetzen, ſo würde
er nicht allein zur Befeſtigung der durch die Empörung herbeigeführten
Anarchie beitragen, ſondern offenbar von dem Pfade abweichen den die
europäiſchen Regierungen jetzt mit eben ſo viel Einſicht als Ausdauer ein
geſchlagen haben, und ſeinen heiligen Beruf verrathen, der ihm die Be
ſchützung ſeines treuen Volkes und die ungeſchmälerte Aufrechthaltung ſei
ner legitimen Gewalt auferlegt. Se. Majeſtat ſind weit entfernt, den
Krieg zu wollen. Alle Wünſche des Königs ſind fortwährend auf den Frie
den gerichtet, aber einen ehrenhaften, welcher fur den Beſtand der däni-
ſchen Monarchie und das politiſche Gleichgewicht Nord- Europas dauerhafte
Bürgſchaften darbietet er iſt überzeugt, daß nur ein ſolcher Friede den
wohlwollenden Abſichten der befreundeten und verbündeten Mächte entſpre
chen kann. Obwohl Dänemark einem unehrenhaften Frieden den Krieg
vorziehen würde, ſo wird es doch die Fortſetzung des Kampfes mit Deutſch
land nicht provoziren. Es mißt allerdings ſeine Krafte nicht nach ſeinem
Rechte, aber wie beſchränkt auch ſeine Mittel, ſo ſind ſie doch zu bedeu-
tend, als daß es die Verantwortlichkeit auf ſich laden dürfte, auch nur
einen Augenblick die Maßregeln vernachlaſſigt zu haben, die es zu ergrei
fen gemüßigt iſt, um 'die Jntereſſen, welche den kommenden Generatio-
nen ungeſchmälert überliefert werden müſſen, bis aufs Aeußerſte wahrzu
nehmen. Die Regierung des Königs wünſcht ſehnlich die baldige Eroöff
nung der Friedens Unterhandlungen, denen ſie alle und jede Förderung
angedeihen laſſen wird welche mit der Würde des Souverains und der
Ehre der Nation verträglich iſt. Ein Friede, wodurch dem jetzigen Zu
ſtande der Herzogthümer ein Ziel geſetzt würde, wäre eine Wohlthat nicht
allein für Dänemark, ſondern auch fur ganz Europa, wie es denn auch
für die Ruhe Europas nichts Bedenklicheres giebt, als wenn man den Na-
tionalitäten geſtatten wollte, fich das Recht anzumaßen, ihre Zwiſtigkeiten
ſelbſt auszumachen das hieße die Fortſchritte der Humanität hemmen und
die Furien der Anarchie und des Fanatismus immer mehr entfeſſeln. Aber
je mehr die Königliche Regierung einerſeits von dem Wunſche nach baldi
ger Wiederherſtellung des Friedens beſeelt iſt, deſto mehr muß ſie anderer
ſeits die entſchiedene Nothwendigkeit erkennen, ſich der Mittel nicht zu be
rauben, deren ſie bedarf, um unberechenbaren Eventualitäten nach beſten
Kräften gewachſen zu ſein. Jn dieſer Beziehung wurde der Waffenſtill
ſtand von Malmö ihrer freien Wirkſamkeit unüberſteigliche, jedenfalls
höchſt nachtheilige Hinderniſſe darbieten. Aus dieſem Geſichtspunkte wünſcht
der König den Entſchluß angeſehen zu wiſſen, den er gefaßt, die am
26. Auguſt v. J. zu Malmö abgeſchloſſene Waffenſtillſtands Konvention
nicht zu verlängern und zu erklären, daß dieſer Waffenſtillſtand mit dem
26. März d. J. abgelaufen ſein wird. Die Mäßigung, die bei allen Hand
tungen Sr. Maj. vorgeherrſcht, mag zum Beweiſe dienen, daß auch dieſe
Maßregel durchaus nichts für den allgemeinen Frieden Präjudizirliches ent
hält. So gui unſere Gegner den König zur Vertheidigung ſeiner Rechte
und Würde entſchloſſen finden werden, eben ſo bereit werden fie ihn fin
den aufrichtig die Hand zum Abſchluß eines neuen Pakts zu bieten,

welcher die Bürgſchaften einer wahrhaften Ausgleichung enthält und auf
billigen und gerechten Grundlagen beruht.

Jtalien.
Vor Venedig, d. 2. März. Das Armeekorps, wel

ches zur Cernirung des widerſpenſtigen Venedigs verwendet
wird, mag ſich auf 30,000 M. belaufen. Es kam bisher zu
keinem ernſthaften Angriffe, außer einem Verſuch gegen Bron
dolo (an der Südſeite der Lagunen), welcher aber nicht gelun
gen iſt. Der Kommandant des Forts hatte wahrſcheinlich frü
her Nachricht davon erhalten und ließ ſeine Leute, ſogar die
Schildwachen, von den Wallen zurückziehen. Jn der Meinung,
nicht geſehen zu werden, wagte ſich ein Trupp Kroaten in der
Nacht bis zur unmittelbaren Nähe des Forts. Da kamen plotz
lich die Venetianer von zwei Seiten heraus, nahmen die Unſri
gen in die Mitte, und trotz eines tapfern Widerſtandes konn
ten ſich dieſe nur mit betrachtlichem Verluſt an Todten uned
Verwundeten zurückziehen. Der Feind machte auch einige G
fangene, worunter mehrere Offiziere. Jn Malghera ſtellten die
Venetianer drei Achtzigpfunder auf, mit welchen ſie, gleichſam
zum Verſuche gegen unſere Vorpoſten ſchoſſen die nicht ver
mutheten, daß in dem Fort Kanonen von ſolchem Kaliber ſich
befinden; ſie richteten übrigens keinen beſondern Schaden an.
Jm Arſenale wird an der großen Fregatte, welche aber erſt in
zwei Monaten fertig ſein dürfte, tüchtig gearbeitet. Dann will
ſich die venetianiſche Marine allein auf die offene See wagen.
Uebrigens beſteht ihre Seemacht aus 12 Schiffen, Korvetten,
Briggs und Penichen dazu ſind in den Lagunen bewaffnete
Floße, welche ſehr ſolid gebaut ſind. Jn der Stadt herrſchte
nach den letzten Nachrichten vollkommene Ruhe; das Papiergeld,
welches man früher nur mit 20 25 Proc. Verluſt anbringen
konnte, hatte ſich wieder gehoben und ſtand auf 12 15 Proc.
Dies iſt die Folge der Geldſendungen, welche daſelbſt aus Pie
mont und anderen Gegenden Jtaliens anlangten. Pepe ſoll den
General Haynau aufgefordert haben, die 200,000 Scudi und
die ſechs Geißeln von Ferrara zurückzugeben, ſonſt würde er
ſechzig öſterreichiſche Offiziere, welche in Venedig in der Gefan-
genſchaft ſind, erſchießen laſſen. (C. Bl. a. B.)

Der roömiſche Contemporaneo meldet unterm 28. Febr.,
daß General Zamboni, einer Verſchwoörung gegen die Republik
angeklagt, aus dem Regierungspalaſte nach der Engelsburg
abgeführt wurde. Am 2a4. ſoll es am Epitaffio, an der roömi
ſchen Gränze, zu einem Scharmützel zwiſchen den neapolitani
ſchen Vorpoſten und den römiſchen Truppen gekommen ſein.
Nach dem „Contemporaneo“ beabſichtigt die römiſche Regie
rung, das neapolitaniſche Gebiet zu uberziehen, um dort eine
Nevolution heroorzurufen. Jn der Sitzung vom 27. Febr. ver
fügte die Conſtituente die Aufhebung des heiligen Officiums.
Cardinal Anronelli hatte unterm 18. Febr. von Gaeta aus im
Namen des Papſtes eine weitlaäufige Adreſſe an alle Mächte er
laſſen.

Frankreich.
Paris, d. 8. März. Der heutige Moniteur veroffent-

licht ein Rundſchreiben des Miniſters des Jnnern Herrn Leon
Faucher, an ſämmtliche Prafekten, worin er ihnen unter Be-
rufung auf den Beſchluß der Nationalverſammlung vom 11.
Auguſt 1848 die Unterdrückung aller Rovolutionsabzeichen be-
fiehlt. Daſſelbe beginnt: „Herr Präfekt! Die Feinde der
Ordnung ſtellen von Zeit zu Zeit rothe Fahnen und rothe Mützen
zur Schau aus, um die Leidenſchaften der Menge zu erregen
und ſchreckliche Erinnerungen zu wecken. Der bloße Anblick
dieſer Zeichen der Anarchie verbreitet Angſt unter den guten
Buürgern und läßt die Rückkehr von Exceſſen befürchten, welche
unter der erſten Republik die Freiheit ſelbſt compromittirten.
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Die dreifarbige Fahne und Kokarde ſind die einzigen nationa
len Abzeichen, welche den Bürgern als Sammelpunkte dienen
ſollen, während die rothe Fahne ein Aufruf zur Jnſurrection
iſt und die rothe Mütze ein Andenken an Blut und Trauer
hervorruft. Sie werden daher, geſtützt auf jenes Dekret, die
Beſeitigung jener Abzeichen anordnen und ſich im Falle ma-
teriellen Widerſtandes mit den Militairbehörden verſtändigen.“
Ein zwejites Rundſchreiben deſſelben Miniſters befiehlt die Auf-
löſung der über ganz Frankreich verbreiteten „brüderlichen Aſſo-
ciation der Ordnungsfreunde welcher royaliſtiſche Tendenzen
zugeſchrieben werden theils legitimiſtiſcher Richtung der alt
vourboniſchen Partei (der Henriquinquiſten theils orleaniſti-
ſchen (der Regentſchaftspartei).

Paris, d. 9. März. Die Eſtafette ſagt: „Man be-
unruhigt ſich über den Entſchluß, welchen die Regierung in der

über die Jntervention in Jtalien faſſen wird wir glau-
en aus guter Quelle zu wiſſen, daß die Regierung nicht allein

nicht interveniren, ſondern daß ſie ſich ſogar auf diplomatiſchen
Wege den Maßregeln entgegenſetzen wird, welche die auswar
tigen Mächte ergreifen zu müſſen glauben, um den Papſt wie
der auf ſeinen Thron zu ſetzen.

Jn der geſtrigen Sitzung des hohen Gerichtshofes zu Bour-
ges ſtellte Raspail den Antrag, daß das Gericht ſich incompe-
tent erklären ſolle; mehrere ſeiner Mitangeklagten traten dem
Antrage bei, während andere erklärten, daß ſie zwar gegen die
Befugniß des Gerichtshofes proteſtiren müßten, ſich aber den
noch vertheidigen wurden. Nachdem Blanqui und Raspail den

Antrag des letzteren weitläufig begründet hatten, trat der Ver-
theidiger Flotte's demfelben bei, und das Gericht zog ſich zu

ck, um darüber zu berathen. Das Ergebniß war, daß es
durch eine ausführlich motivirte Belehrung die Jncompetenz-
Erklärung ablehnte und den Fortgang der Debatten anordnete.
Der Praſident zeigte an, daß am folgenden Tage der Aufruf
der Zeugen erfolgen werde, welche noch nicht geantwortet hatten.

Rußland und Polen.
Von der Polniſchen Grenze, d. 5. März. Laut

Kaiſerl. Ukas ſind alle Dikaſterien und Staatsanſtalten ange
wieſen worden, ſich im Laufe das Jahres 1849 mit keinerlei
Bittgeſuchen um Erhöhung der Beamtengehalte oder ſonſtiger
Geldunterſtützungen an die Staatskaſſe zu wenden, weil das
Land außerordentliche Geldbedürfniſſe für die Mobilmachung der
ganzen Armee nöthig habe. Wer dieſem Ukas zuwider handelt,
iſt der härteſten Strafe ausgeſetzt. Dieſe Anordnung iſt in
den gegenwärtigen Verhältniſſen von per Bedeutung, zumal
ein ſolches Verbot ſeit Menſchengedenken in den Ruſſiſchen Lan
den nicht vorkam, und daher deutlich zeigt, daß der Czar weit
ausſehende Plane vorhat, für deren Ausführung er ſeine Finan
zen zuſammenzuhalten ſucht. Als eine der wichtigſten, in die
nordiſchen Verhältniſſe tief eingreifenden Maßnahmen durfte das
ſo eben kundgewordene Factum zu betrachten ſein, daß eine r
Ruſſiſche Escadre bereits Ordre erhalten habe, in die Oſtſee

auszulaufen. (B.-H.)Einige Vorſchläge wegen zu errichtender Ar-
beits-Anſtalten.

Sehr oft iſt ſchon über Arbeitsloſigkeit geklagt worden und doch be
dedarf es bei der Landwirthſchaft noch vieler Hände Arbeit vorzugsweiſe
um ſandige Gegenden wo Lehm und Mergel Unterlagen ſich befinden,
in einen beſſern Kulturzuſtand zu bringen.

Dieſes zu erreichen und zugleich der Klage über Arbeitsmangel abzu
helfen dürfte es, meiner Ueberzeugung nach, ganz zweckmäßig ſein daß
in denjenigen Gegenden, wo der Staat große Flächen ſolcher Ländereien
beſitzt, auf öffentliche Koſten

1) Zwangs Arbeits Anſtalten errichtet wütden wo die zu ein und
zweijähriger Freiheitsſtrafe Verurtheilten während der Dauer ihrer Straf
zeit, den ſandigen Boden, der jetzt nichts einbringt, und die Verbeſſerungs

mittel durch Lehm, Mergel u. ſ. w. ſelbſt darbietet, ſunter ſtrenger Auf
ſicht rajolten und dadurch in tragbares Roggenland verwandelten die Ver
brecher würden ſich hierdurch an eine geregelte Arbeit und Thätigkeit, die
auch im Gegenſatze zu ihrer jetzt üblichen Beſchäftigung in theilweis ungeſunden Lokalen, für ihre Gcfandheit nur wohlthätig ſein würde, gewöh

nen, ſolchen ſogar lieb gewinnen und in den wenigſten Fällen vollſtändig
gebeſſert entlaſſen werden können auch im Stande ſein, ſich dann ihren
fernern Lebensunterhalt auf rechtliche Weiſe zu erwerben.

2) Hiervon getrennt noch andere Arbeits Anſtalten begründet würden,
in weichen alle Bettler und Vagabunden gegen Beköſtigung und beſtimm-
tes Lohn an Verbeſſerung ſolchen Sandbodens unter ebenmäßiger Aufſicht
arbeiteten. Es würde hierdurch das den Stadt und Landbewohnern
drückende Bettelweſen aufhören während manche Kommunen jetzt die nö
thigen Mittel zur Armen Unterſtützung kaum mehr aufzubringen vermögen.

3) Jſt nun die ſolchergeſtalt kultivirte Bodenfläche zum Getraide An
bau geeignet, ſo können darauf ſogenannte Arbeiter Kolonien für ver
ſchämte Arme angelegt werden, worin auch die aus den bereits beſprochenen
Arbeits Anſtalten als gebeffert entlaſſenen Sträflinge, Bettler u. ſ. w.
aufgenommen werden können.

Jeder ſich Meldende erhielt ohngefähr 10 bis 15 Morgen Land zur
Spatenkultur, Wohnung und das benöthigte Saamen-Getraide. Der
Werth des überwieſenen Areals als der Wohnung, des Saamengetrai
des u. ſ. w. iſt nach einem billigen Satze zu berechnen. Jn den erſten
beiden Jahren würden die Koloniſten das zugetheilte Land jeder unentgeld
lich zu benutzen haben nachher aber müßten ſelbige das veranſchlagte Ka
pital landüblich verzinſen und außerdem 1 Prozent über die Zinſen des
Anlage Kapitals in einen zu bildenden Tilgungs Fonds einzahlen.

Durch dieſe Einrichtung vermehrt der Staat ſeine leiſtungsfähigen
Bürger, während ſich in gleichem Maße die Anzahl der ihm und den Kom
munen zur Laſt fallenden Armen vermindert. Was aber am meiſten zu
beachten iſt die Erleichterung der traurigen Lage ſo vieler Familien, wel
che unter den jetzigen Verhältniſſen ganz ohne ihr Verſchulden, außer
Stand find, ihr Leben auf eine ehrliche Art zu friften. Und dies alles
kann ohne beſondern Kofſtenaufwand für den Staat geſchehen, da das hier
zu aufgewendete Kapital durch den Tilgungs Fonds in die Staats Kaſſe
wieder zurückfließt.

Zu derartigen Einrichtungen dürften fich ſo manche Königliche Do
mainen ia der Provinz Poſfen, Preußen, den Marken und der Niederlauſitz
ſehr wohl eignen.

So gehören zu der Domaine Ciſſewie incl. Radoczke bei Czersk im
Regierungsbezirk Marienwerder, welche auf 21,469 Thlr. abgeſchätzt
iſt, und am 23. März err. öffentlich meiſtbeietend verkauft werden ſoll

1304 Morgen 121 [IR. Acker,
22 s 163 Gaärten,

233 72 Weieſen.1443 102 Wald,11 n 150 Hof- Und Bauſtellen,
213 s 91 Gewäſſer, Wege und Unland.

3229 Morgen 159 R. in Summa.
Der Koſtenaufwand zu einer ſolchen Einrichtung dürfte hier nur un-

bedeutend ſein weil die vorhandenen Wirthſchaſts Gebäude zur Einrich
tung einer Arbeits Anſtalt benutzt werden können, und würde ſolche hier
gewiß von vorzüglichem Erfolg ſein, da nach obiger Taxe der Grund und
Boden mit den Gebäuden pro Magdeburger Morgen nur einen Werth von
noch nicht 7 Thlr. hat.

Möchten vorſtehende gut gemeinte Vorſchläge, welche ganz aus dem
practiſchen Leben entnommen ſind, diejenige Aufmerkſamkeit und Berück
ſichtigung finden, welche ſie verdienen.

Dölkau bei Merſeburg, im März 1849.
C. W. Otto,

Bauergutsbeſitzer und Pächter.

Neueſte Nachricht.
Ein Extra- Blatt zur „Conſtitutionellen Zeitung“ bringt

folgende Nachricht:

Berlin, d. 12. März Abends. Nach einer
heute ein getroffenen Depeſche hat die deutſche
National-Verſammlung, auf Welcker's An-
trag, den König von Preußen zum Kaiſer von
Deutſchland ausgerufen. Eine große Depu-
tation wurde gewählt, um dem Könige dieſen
wichtigen Beſchluß mitzutheilen.

Die vorſtehende Nachricht ſtammt aus zu-
verläfſiger Quelle.
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Bekanntmachungen.

Bekanntmachung.
Nach d. 62 sequ. der Verordnung vom

3. Jan. d. J. (Geſ. Samml. S. 14 sequ.)
iſt für den Saalkreis die Geſchwornen-
Urliſte für das laufende Jahr von mir an-
gelegt worden welche diejenigen Perſonen
enthält, die bei der nahe bevorſtehenden
Einführung des mündlichen und öoffentli-
chen Verfahrens in Unterſuchungsſachen zu
Geſchwornen berufen werden koönnen.
F. Dies iſt der Fall bei allen Perſonen,
welche die Eigenſchaft eines Preußen be-
ſitzen zwiſchen 30. und 70. Jahre alt
ſind, im Vollgenuß der bürgerlichen Rechte
ſich befinden leſen und ſchreiben können
und wenigſtens ein Jahr in der Gemeinde,
in der ſie ſich aufhalten, ihren Wohnſitz
haben, auch mindeſtens jährlich 18
an Klaſſenſteuer oder 20 an Grund-
ſteuer (ausſchließlich der Beiſchläge) oder
24 an Gewerbeſteuer entrichten, oder
unter Vorausſetzung einer dieſer Arten der
Beſteuerung nach ihren Verhaltniſſen zu
entrichten haben würden, oder endlich ohne
Rückſicht auf den erwähnten Steuerſatz
zur Kategorie der Rechtsanwalte und No-
tarien, der Profeſſoren, der approbirten
Aerzte und derjenigen Beamten, welche
entweder von Sr. Majeſtät dem Konige
unmittelbar ernannt ſind oder ein Einkom-
men von wenigſtens 500 jährlich be-
ziehen, gehoören.

Ausgeſchloſſen von der Berufung zu
Geſchwornen ſind jedoch ſelbſt wenn vor
ſtehende Bedingungen fur ſie zutreffen ſoll
ten die Miniſter und Unterſtaatsſecretai-
re, die richterlichen Beamten, die Staats-
anwalte und deren Gehulfen, die Regie
rungs-Praſidenten, Provinzialſteuer Di-
rectoren, Landrathe, Polizeipraſidenten,
Polizeidirectoren, die im activen Dienſt
befindlichen Militairperſonen, die Religions-
diener aller Confeſſionen, die Elementar-
ſchullehrer, die Dienſtboten.

Die hiernach aufgeſtellte Urliſte wird von
Donnerstag d. 15. d. M. ab

3 Tage lang in meinem Bureau Vormit-
tags von 8 12 Uhr und Nachmittags
von 3 7 Uhr zu Jedermanns Einſicht
offen liegen.

Glaubt Jemand ohne Grund in dieſer
Liſte übergangen oder ohne Beruckſichti
gung des Befreiungsgrundes eingetragen
zu ſein, ſo hat er dies ſofort ſpateſtens
bis zum

17. d. Mts.
zu Protokoll zu erklären da ſpatere Ein
wendungen nicht angenommen werden
können.

Halle, den 12. März 1849.
Der Landrath des Saalkreiſes

v. Baſſewitz.
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Nothwendiger Verkauf.
Oberlandesgericht zuVaumburg.

Der Jnbegriff der den Erben des Voll-
rath Ehrenberg gehörigen Antheile und
Anrechte an dem im Dorfe Steuden,
im Mansfelder Seekreiſe und im Regie
rungsbezirke Merſeburg liegenden Ritter
gute Steuden, beſtehend in 208 Mor-
gen 16 Quadrat-Ruthen kulturfaähigem
Acker, 1 Morgen 107 Quadratruthen
Graben und Anlande, der Hälfte der zum
Rittergute Steuden gehoöörigen Erbzinſen,
Sackzehnten und Jagdnutzung, abgeſchätzt

a) ohne Beruckſichtigung des verſchlech
terten Kulturzuſtandes der Aecker auf

16,007 A 11 6
b) mit Berückſichtigung dieſes Zuſtan-

des auf
11,835

durch Adjudikationsbeſcheid, publizirt 12.
November 1847, an den Gutsbeſitzer Kon
rad Becker zu Halle für das Meiſtge-
bot von 16,025 A veraußert, ſoll, weil
der Erſteher die Kaufgelder nicht erlegt
hat, auf Antrag der Glaäubiger wieder
ſubhaſtirt werden.

Hierzu haben wir an hieſiger Gerichts
ſtelle auf

den 14. Juli 1849 Vorm. 10 Uhr
vor dem Deputirten Ober-Landesgerichts-
Rath Heyne Termin angeſetzt, und ma-
chen dies mit dem Bemerken bekannt, daß
Taxe, Hypothekenſchein und die Verkaufs
bedingungen in unſerer Regiſtratur einge
ſehen werden können.

Alle unbekannten Realpraätendenten wer
den zugleich hierdurch aufgefordert, ſich
ſpäteſtens in dieſem Termine zu melden,
widrigenfalls ſie ihrer Anſprüche verluſtig
und ihnen ein ewiges Stillſchweigen aufer-
legt werden wird.
Königl. Preuß. Ober-Landes-

ericht.
Erſter Senat.

v. Schlieckmann.

Freiwillige Subhaſtation.
Land- und Stadtgericht Delitzſch.

Die zum Nachlaſſe des Gutsbeſitzer
Johann Gottlieb Stoppe zu Zaaſch
gehörigen Grundſtücke, als:
1) das zu Zaaſch gelegene, im Hypo-

thekenbuche unter Nr. 1 eingetragene
Bauergut,

2) eine halbe Hufe Feld in Groſſen-
dorfer Mark,

1eide Grundſtücke zuſammen 128 Morgen
bö63 (DRuthen Feld enthaltend, ſollen
am 17. Mai 1849 Vormittags 10 Uhr

in dem Stoppe'ſchen Gute in Zaaſch
meiſtbietend verkauft werden.

Es wird bemerkt, daß der Verkauf des
Landes parzellenweiſe ſtattfinden wird und
der des Gutes ohne bewegliches Jnventa-

rium, daß die Erklarung der Verkäufer
über die Annahme der Gebote innerhalb
14 Tagen nach dem Termine erfolgt, und
daß das Kaufgeld zu vier Wochen nach
dem Zuſchlage, zu drei Monate ſpäter
gezahlt werden muß.

7

Haus und Ackerverkauf.
Jch beabſichtige mein zu Wenden, ei-

nige Schritte von Mücheln belegenes, faſt
zu jedem Geſchaft paſſendes, lehn und
zinsfreies Gehöfte, beſtehend aus einem erſt
vor 11 Jahren neu und ſehr gut erbau
ten, im beſten Zuſtande befindlichen be
quemen und geraumigen Wohnhauſe mit
Seitengebaäude, Thorfahrt, Hofraum und
Garten circa Morgen groß, ſo wie
meine unmittelbar hinter dieſem Gehofte
liegenden 2 Aecker zu verkaufen.

Der groößere Theil der Kaufſumme kann
gegen hypothekariſche Eintragung auf dieſe
ſchuld und pfandfreien Grundſtücke und
jaährliche Verzinſung zu 4 Prozent bis nach
einer beiden Theilen freiſtehenden dreimo
natlichen Aufkuündigung beim Käufer als
Darlehn ſtehen bleiben.

Heine,
Land und Stadtgerichtsrath zu Wenden.

Bettfedern- Verkauf.
Jch mache ergebenſt bekannt, daß ich

großen Vorrath von allen Sorten einge-
riſſenen bohmiſchen Bettfedern und Dau-
nen Schwanenfedern und Daunen liegen
habe, bis den 30. dieſes Monats hierſelbſt
bleibe, und en gros et detail zu möglichſt
billigen Preiſen verkaufe. Mein Lokal iſt,
wie bekannt, im Gaſthof zum ſchwarzen
Adler vor dem Steinthor.

Joſeph Poöſchl,
Bettfedernhandler aus Boöhmen.

Es iſt ein Kahn aufgefangen bei Röp
zig an der Kahnfaähre. Der EigenthümerLeſfelben hat ſich binnen 14 Tagen zu mel-

den und kann denſelben gegen Erlegung der
Jnſertionsgebuühren in Empfang nehmen
bei Louis Götze in Rööpzig.

Sonntag den 18. Mär
Tanzmuſik von den Wettiner Bergſangern,
wozu ich freundlichſt einlade.

Eiſenſchmidt,
Gaſtgeber zur Lerche.

Geſuch. Einen tüchtigen Stellma-
cher-Geſellen zur ſelbſtſtaändigen Leitung des
Geſchäfts ſucht die

Wittwe Meixner
in Trebitz bei Coönnern.

Eine friſchmilchende Kuh mit dem Kalbe
verkauft Reiche in Sennewitz.



Mein complettes Lager von Schiſffs-
tauen empfehle zur gefälligen Beruckſich

tigung Julius Kellner,große Klausſtraße.

Beſten poln. Schiffstheer in Ton

nen bei Julius Kellner.
Thüringer Hanf, Allerſtedter

Waare, hat circa 120 abzulaſſen
Julius Kellner.

Zur Anfertigung von Winde und
Schachtſeilen empfiehlt ſich

Julius Kellner.
F. A. Hering.Baumwachs bei

Ein fettes Schwein und eine fette Kuh
ſtehen zum Verkauf auf dem Riettergute
Gutenberg.

Einige Centner rother Kopfkleeſaamen,
vorjähriger, ſind zu verkaufen bei

Pfeffer in Kütten.

Windmühlen- Verkauf.
Unterzeichneter beabſichtigt ſeine in

Oberfarnſtedt belegene, neu gebaute,
lehn und zinsfreie Windmühle, nebſt
Z Morgen Land und einem maſſiven
Wohnhauſe und Zubehoör,
auf den 25. dieſes Monats, Nachmittags

2 Uhr im Gaſthof zur weißen Gans
meiſtbietend zu verkaufen und ladet hierzu
Kaufluſtige ergebenſt ein.

Die Bedingungen ſind vorher bei ihm
einzuſehen und werden im Termine be-
kannt gemacht werden.

Oberfarnſtedt, am 10. März 1849.
Ernſt Gerhardt.

Beſtes amerik. Weizenmehl und ausge-
zeichnete Saamenerbſen verkauft

Marggraf in Schwäz.

Ein Gaſthof in einer lebendigen Stadt
unmittelbar am Markte, ſoll veraänderungs-
halber mit 2500 Anzahlung ſchnell
verkauft werden. Nähere Auskunft ertheilt
der Agent Hofmann in Brehna.

Feinste rothe Carmin-Tinte
in Flaſchen zu 12, 3 und 1 über
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Wirklicher Ausverkauf meines fertigen Geſchäfts.
Damenmantel, Bournuſſe, Viſites,

und Seide, Stepproöcke, Steppdecken und
Mantillen und Frühjahrsmäntel in Wolle
Matratzen ebenſo alle fertigen Vorräthe

für Herren, Schlafröcke ganz nobel gearbeitet von 1 F 25 an, Sommerrocke
von 1 18 an, eine Partie Sommerbeinkleider, das Paar von 22 an,
ſollen, um ſo ſchnell als möglich damit zu räumen, ſpottbillig verkauft werden.

Meine ſämmtlichen Schnittwaaren
werde ich ebenfalls gänzlich ausverkaufen, und damit dieſelben ſchnell ins Geld geſetzt
werden ſollen, ſehr billige Preiſe ſtellen. Da ich beabſichtige, mir ein ganz anderes
Geſchäft zu etabliren erſuche ich ein geehrtes hieſiges und auswärtiges Publikum,
mich mit recht zahlreichen Aufträgen zu erfreuen. Wittwe H. Ernsthal,

Kleinſchmieden -Ecke.

Auf dem Rittergute Morl iſt Kapp
ſaamen, Kohlrübenſaamen, Rübenkern und
Mais (türkſcher Weizen) in guter Quali-
tat abzulaſſen.

Fr. ausg. Seedorſch,
à Pfd. M Sgr.,

Kieler Sprotten, und
Holländiſche Speckbücklinge,

empfing ſo eben C. Kramm.

Militair- Angelegenheit.
Es wird hiermit zur Kenntniß der hie-

ſigen betheiligten Militairpflichtigen ge-
bracht, daß für den Stadtkreis Halle
die Koönigliche Kreis Erſatz Kommiſſion

am 22., 23. u. 24. März d. J.
jedes Mal von früh 6 Uhr ab

im Gaſthauſe zur Maille an der Magde-
burg Leipziger Chauſſee zuſammen tritt.

Halle, d. 12. März 1849.
Der Ober Bürgermeiſter

Bertram.

Aechten Düſſeldorfer Moſtrich
empfiehlt zu den billigſten Preiſen

Ernſt Fließbach.
km

ff. Punſch-Extract, à Fl. 12
ff. Weſt. Rum, à Fl. 7
empfiehlt Ernſt Fließbach.

Glanzwichſe in Büchſen u. Schach
teln, à 1 empfiehlt als etwas Aus-
gezeichnetes Ernſt Fließbach,

Klausthor-Vorſtadt.

Ein Kaufmann in Halle wunſcht noch
ab ich in neuer Sendung der Papier- einige Artikel in Kommiſſion zu uüberneh

errn G. F. Bret-
alle, Frankensplatz

E. Oeſer in Leipzig.

andlung des
ſchneider in
Nr. 1727.

men. Gefallige Offerten beliebe man un
ter der Chiffre C. W. No. 55. in die Ex

pedition dieſes Blattes franco einzuſenden.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Kapitalien von 14 15,000,
10,000, 7 8000, 5000, 4000, 2
3000, 1000, 550 und 450 liegen
zum Ausleihen auf ländliche Grund-
ſtücke bereit. A. Linn in Halle,
Lucke Nr. 1386.

Bürgerwehr Bayonnet Gewehre, ge-
prüft und garantirt, 7 bis 7 t ſchwer,
Nußbaumſchaft, kleines Kaliber und klei-
nes Piſton, ſowie eingeſchoſſene Spitz
kugel-Büchſen, Kal. 32 à kW, ſtehen zur
Anſicht Brüderſtraße Nr. 218 in Halle.

Geſchäfts- und Rechnungs-
führer (cautionsfähige) finden Stellung
durch A. Kuckenburg, Nr. 285.

Ein ordentliches, zuverläſſiges
Mädchen ſucht zum I. April einen
andern Dienſt. Näheres in Nr. 602
an der Moritzkirche.

Satzkarpfen.
Den 19. d. M. ſind bis Vormittags

10 Uhr noch circa 25 Schock 2ſömmrige
ſtarke Satzkarpfen à Schock 31 zu
verkaufen.

Rittergut Dieskau Findeiſen.
Wegen vorgerückten Alters beabſichtige

ich meine Mahl-, Oel- und Schneidemüh-
le, die ſ. g. Pfeffermuhle beim Dorfe Tre-
bitz, Kr. Wittenberg, mit dazu gehörigen
Landereien (circa 15 M. gutem Acker und
3 M. Garten und Wieſen) aus freier Hand
zu verkaufen, und habe zur Annahme von
Geboten auf

den 20. März 10 Uhr
Termin an Ort und Stelle angeſetzt.

Trebitz, den 19. Februar 1849.
Gottfried Vait.

Mehrere Schock Pflaumenbaäume ſind zu
verkaufen bei Rößler in Drehlitz.
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Extra-Blatt zu Nr. 61 des Couriers.
Halle d. 14. März. Zum näheren Verſtändniß

der in der heutigen Beilage gegebenen Neueſten Nach
richt beeilen wir uns, den Leſern unſeres Blattes dar
über Folgendes mitzutheilen:

BVerlin, d. 13. März.
gegebenes Extrablatt der Deutſchen Reform bringt
Folgendes:

„Geſtern iſt hier aus Frankfurt eine telegraphiſche
Depeſche folgenden Jnhalts eingetroffen

„„Frankfurt, den 12. März. Beim Beginn der
heutigen Sitzung hat der badener Abgeordnete Welcker
den dringlichen Antrag geſtellt, die Verfaſſung nach dem
vorliegenden Ausſchußbericht durch einen einzigen Ge-
ſammtbeſchluß anzunehmen die Kaiſerwürde erblich Preu-
ßen zu übertragen, ſämmtliche Fürſten Deutſchlands zum
Beitritt einzuladen und dem König von Preußen vermit-
telſt einer großen Deputation dieſen Beſchluß vorzutragen.

Zur Begründung der Dringlichkeit wurde dem An-
tragſteller das Wort einſtimmig gewährt und der An-
trag ſelbſt zum Druck befördert. Wahrſcheinlich wird
auch die Linke dem Antrage beiſtimmen. Die weitere
Verhandlung ſoll am Donnerstag, den 15. d. M., er-
folgen.

„Hiernach berichtigt ſich die durch ein Extrablatt
zur Conſtitutionellen Zeitung verbreitete Nach-
richt: Daß die deutſche National- Verſammlung auf
Welcker's Antrag den König von Preußen zum Kaiſer
von Deutſchland ausgerufen habe, und daß eine große
Deputation gewählt ſei, um dem Könige dieſen wichtigen
Beſchluß mitzutheilen. (Pr. Staats-Anz.)

Frankfurt a. M., d. 12. März. Jn der heu-
tigen Sitzung der Nationalverſammlung verlas der Vor-
ſitzende folgenden Dringlichkeits- Antrag Welckers:

Die deutſche verfaſſunggebende Nationalverſammlung, in
Erwägung der dringlichen Lage der vaterlandiſchen Verhaltniſſe,
beſchließt:

1) Angeſichts der wiederholten öffentlichen Nachrichten von
fremder Einſprache gegen die von der deutſchen Nation
zu beſchließende Verfaſſung, ihre Entruſtung gegen ſolche
Eingriffe in das heiligſte Urrecht freier Völker, gegen
jeden Deutſchen aber, ſei er Furſt oder Buürger, welcher
landesverratheriſch ſolche Eingriffe hervorrufen mochte,
den tiefſten Abſcheu und zugleich die feſte Erwartung
auszuſprechen daß die deutſche Nation, wie Ein Mann
ihre Ehre vertheidigen, und deren Verletzung zuruück-
weiſen werde

2) die geſammte deutſche Reichsverfaſſung ſo wie ſie jetzt
nach der erſten Leſung von dem Verfaſſungsausſchuß mit
Berückſichtigung der Wünſche der Regierungen redigirt
vorliegt, wird durch einen einzigen Geſammtbeſchluß der
Nationalverſammlung angenommen, und jede etwa heil-

Ein heute Morgen aus

3 ſame Verbeſſerung den nächſten verfaſſungsmaßigen Reichs
tagen vorbehalten;

3) die in der Verfaſſung feſtgeſtellte erbliche Kaiſerwurde
wird Sr. Maj. dem König von Preußen ubertragen.

4) Die ſämmtlichen deutſchen Furſten werden eingeladen groß
herzig und patriotiſch mit dieſem Beſchluſſe ubereinzuſtim
men, und ſeine Verwirklichung nach Kraften zu fordern.

5) Es wird eine große Deputation der Nationalverſammlung
abgeſendet, um Sr. Majeſtat dem Könige von Preußen
die Wahl zum deutſchen Erbkaiſer anzuzeigen.

6) Sowohl Se. Majeſtat der Kaiſer von Oeſterreich, als
Furſt der deutſchöſterreichiſchen Lande, als die ſammt-
lichen Bruderſtäamme in dieſen Landen einzeln und vereint,
ſind zum Eintritt in den deutſchen Bundesſtaat und ſeine
Verfaſſung jetzt und zu aller Zeit eingeladen und aufge
fordert.

7) Die deutſche Nationalverſammlung legt gegen ein etwa
beanſpruchtes Recht der Regierung der deutſch -oſterreichi
ſchen Lande, oder dieſer Lande ſelbſt von dem deutſchen Va-

terlande, und aus der von ſeinem Geſammtwillen be-
ſchloſſenen Verfaſſung auszuſcheiden für alle Zeiten feier
lichen Widerſpruch ein.

8) Sie iſt aber bereit, ſo lange einer definitiven Verwirk-
lichung des volligen Eintritts der deutſchöſterreichiſchen
Lande in die deutſche Reichsverfaſſung noch Schwierigkeiten
im Wege ſtehen ſollten die beſtehenden nationalen bruder-
lichen Verhaltniſſe, jedoch unbeſchadet der Selbſtſtandigkeit
der deutſchen Reichsverfaſſung, zu erhalten.

Die Unruhe und Aufregung, welche ſich nach Leſung dieſes
Antrages in der Verſammlung kund giebt, zwingen den Vor-
ſitzenden, freiwillig die Sitzung auf zehn Minuten zu ſuspen-
diren. Hierauf wird der Abg. Welcker unter großem Bei-
falle einſtimmig zur Begründung der Dringlichkeit ſeines An
trages zugelaſſen. Abgeordneter Welcker: Er wünſche, daß
ſein Antrag ſich in acht Tagen gedruckt in den Händen der
Abgeordneten befinde und werde ihn kurz begründen. Wenn
er früher gegen den Erbkaiſer geſtimmt, ſo ſei dies weder
aus einer Antipathie gegen Preußen noch aus einer Vor-
liebe für Oeſterreich geſchehen. Er habe vor Allem ein Gan-
zes Deutſchland gewollt und deswegen ganz entſchieden ab-
warten wollen, bis ihm nach unumſtößlichen Gründen die
Ueberzeugung geworden wäre, daß Oeſterreich nicht eintreten
könne. Er habe früher alle Mittel erſchöpft ſehen wollen.
Jetzt glaube er, die Mittel ſeien erſchöpft. Die Zeit ſei ge-
kommen, das übrige Deutſchland ſtark und einig zu machen.
Wenn jetzt die Nationalverſammlung den Ausſchluß Oeſter
reichs vom deutſchen Bundesſtaate erkläre, ſo könnte ſie nicht

anders, und dann werde kein Flecken auf der neuen deutſchen

Krone laſten denn Oeſterreich ſei nicht hinaus geſtoßen wor-
den (Bravo). Er wolle die Ordnung des deutſchen Bundes-
ſtaates nicht der Diplomatie übertragen ſehen, deren Feind



er ſei. Diejenigen, welche früher für den Ausſchluß Oeſter
reichs geſtimmt, haben auch nie die Abſicht gehabt, Oeſter-
reich und die deutſchen Brüder in Oeſterreich zu verletzen.
(Großer Beifall. Allgemeiner Ruf auf der Rechten und im
Centrum: Nein!) Die Schuld des Ausſchluſſes Oeſterreichs
möge das öſterreichiſche Kabinet tragen, an den deutſchen
Brüdern in Oeſterreich liege ſie nicht. Ob man die Wolken
nicht ſehe, welche den Himmel Deutſchlands umdüſtern; ob
man nicht ſehe, wie die Jntrigue der Cabinetspolitik Deutſch
land umklammere Gefahren drohen von Oſt und Weſt, man müſſe

einig und ſtark gegen dieſelben daſtehen. (Großer Beifall. Man
müſſe ſchnell die Ehre der Nationalverſammlung, die Nationalſou
veränetät retten, indem man ſich ſelbſt eine Verfaſſung machte
und nicht auf eine Octroyirung wartete. Mit den Friſten ſei
es aus. Er wiederhole noch einmal: das Vaterland iſt in
Gefahr! (Anhaltender rauſchender Beifall.) Der Vor-
ſitzende erklärt, daß ſich der Antrag des Abgeord. Welcker
bis Mittwoch gedruckt in den Händen der Abgeordneten be-
finden werde, und daß er zu deſſen Berathung eine au

ßerordentliche Mittwoch Sitzung anzuberaumen gedenke.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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